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TEILI 
1. Grundsätze 
der CDU 
Die CDU ist eine Volkspartei. Ihre Mitglie­
der kommen aus allen Schichten, Gruppen 
und Berufen. Ihre Politik dient dem Wohl 
des ganzen Volkes, nicht Teilinteressen. 
Das Wesen einer Volkspartei liegt in ihrer 
Fähigkeit, Bürger unterschiedlicher gesell­
schaftlicher, wirtschaftlicher und kultureller 
Interessen durch gemeinsame Werte und 
Ziele zu verbinden. Damit schafft sie die 
Grundlage für eine Regierung , welche nach 
dem Willen der Mehrheit der Bürger das 
ganze Volk vertritt. 

Eine Volkspartei ist kein Zweckbündnis. 
Sie kann nur bestehen, wenn in ihr eine 
einigende Kraft wirkt, die tiefer und stärker 
ist als der Interessenwiderstreit unter ihren 
Mitgliedern und Gruppen. 

Die einigende Kraft der CDU beruht auf 
dem christlich geprägten Bild des Men­
schen und seiner Wertordnung. Zentrale 
Werte sind die Würde des Menschen und 
seine persönliche Freiheit mit Verantwor­
tung für das Zusammenleben in der Ge­
meinschaft. Daraus ergeben sich die Grund· 
prinzipien unserer Wertordnung : Freiheit -
Gerechtigkeit - Solidarität. 

Freiheit ist das Recht und die praktische 
Möglichkeit des einzelnen Menschen, sein 
Leben in eigener Verantwortung zu ge­
stalten. Freiheit des einzelnen und Verant­
wortung für den Nächsten gehören zusam­
men, denn Freiheit ohne Verantwortung 
entartet zur Willkür. 

Gerechtigkeit bedeutet die gleiche Würde 
für jeden Menschen, ohne Rücksicht auf 
seine Macht und Leistung. Die wichtigste 
politische Gestaltungsaufgabe ist heute die 
Herstellung der Chancengerechtigkeit. Sie 
steht im Gegensatz zur sozialistischen 
Gleichheitsideologie, weil sie die Men­
schen nicht zur Gleichförmigkeit zwingt, 
sondern für jeden das Recht und die prak­
tische Möglichkeit bietet, sich selbst Ziele 
zu setzen und das Beste aus sich zu ma­
chen . Die Menschen haben einen Anspruch 
auf die gleichen Chancen, nicht weil sie 
gleich , sondern weil sie verschieden sind 
und ein Recht darauf haben, verschieden 
zu sein . 
Solidarität ist die Bereitschaft , die eigene 
geistige oder materielle Leistung in ihrem 
Erfolg mit jenen zu teilen , deren Leistungs­
fähigkeit beeinträchtigt ist. Jenseits von 

Kollektivismus und Individualismus ist sie 
die christlich-demokratische Antwort auf 
die sozialen Probleme unserer Zeit. Zur 
Solidarität gehört die gemeinsame Ab­
sicherung der Lebensrisiken durch gesell­
schaftliche und staatliche Einrichtungen. 
Über sie hinaus aber gewinnt Solidarität 
ihren vollen Sinn erst in der persönlichen 
Zuwendung von Mensch zu Mensch. 
Die CDU bekennt sich aus Solidarität zum 
Dienst. Dienst ist gelebte Solidarität. Der 
einzelne Bürger ist zum Dienst am Näch­
sten und zur Achtung des Gemeinwohls 
sittlich verpflichtet. Aber auch der Staat hat 
ausschließlich im Dienst des Menschen zu 
stehen. 
Verantwortete Freiheit, die den Menschen 
befähigen soll, das Beste aus sich und für 
andere zu machen, erfordert ein klares Be­
kenntnis zur Leistung. Leistung ist kein 
höchster Wert. Der Mensch hat seine Wür­
de und sein Recht schon vor jeder Lei­
stung. Ohne Leistung jedoch kann keine 
Gemeinschaft, kann kein Staat bestehen. 
Leistung ist soziale Tat, zugleich aber w• 
sentliches Element der Selbstverwir1 
Jichung des Menschen. 
Zur Ordnung, in der sich Freiheit, Gerech­
tigkeit und Solidarität verwirklichen , gehört 
die soziale Marktwirtschaft. Sie schafft wie 
keine andere Wirtschaftsordnung die Vor­
aussetzungen für freiheitliches Handeln 
durch eine gerechte Beteiligung aller 
Schichten der Bevölkerung am wirtschaft­
lichen Fortschritt. Ihr wirtschaftliches Ziel 
ist der Wohlstand für alle. Ihr gesellschaft­
liches Ziel ist die Partnerschaft. Dieser 
„ dritte Weg" jenseits von Kapitalismus und 
Sozialismus entspricht Gründungsidee und 
Geschichte unserer sozialen Volkspartei. 
Für christliche Demokraten ist Politik die 
Gestaltung der Zukunft durch die Bewälti­
gung der Herausforderungen der Gegen­
wart. Christliche Demokraten wissen je­
doch, daß es kein Paradies von Menschen­
hand geben kann . Der Mensch ist das Ziel 
und der Mittelpunkt unserer Politik, aber 
er ist nicht das letzte Maß aller Dinge. Er 
verfügt nicht über die absolute Wahrheit. 
Er kann nicht alles machen und keine 
ideale Gesellschaft schaffen. Gerade die­
ses Bewußtsein unserer Grenzen befähigt 
uns, nüchtern und entschlossen das Mög­
liche zu tun . 

2.Die CDU 
in Niedersachsen 
Wir christlichen Demokraten bekennen uns 
zum Land Niedersachsen, zu seiner Ge­
~ c;:h ichte und Überlieferung, zu der Tradi­
rton seiner Landesteile, aber auch zu sei­
ner Zukunft in Deutschland und Europa. 
Hierzu gehört die Unteilbarkeit der Men­
schenrechte für alle Deutschen in Freiheit 
und Freizügigkeit. 

Niedersachsen mit seiner Vielfalt der Land­
schaften und Menschen ist mehr als eine 
Verwaltungseinheit. Es ist unsere Heimat. 
Viel wurde in den letzten zweieinhalb Jahr­
zehnten geleistet, um die zerstörten Städte 
wieder aufzubauen, Flüchtlingen und Ver· 
triebenen einen neuen Arbeitsplatz und 
eine neue Heimat zu geben und die Le­
bensbedingungen der Menschen in Stadt 
und Land Schritt für Schritt zu verbessern . 
Dennoch bleibt ebensoviel zu tun . Der 
Rückstand in den Einkommensverhältnis· 
sen des Landes und seiner Bürger muß 
aufgeholt werden. 280 000 zusätzliche Ar· 
beitsplätze sind bis 1985 zu schaffen. Der 
Bau und die Erhaltung einer ausreichenden 
Z:ahl guter Wohnungen zu tragbaren Ko­
sten , die Modernisierung unseres Ge­
sundheitswesens, die Gewährleistung 
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eines besseren und größeren Bildungs­
angebots und die Verwirklichung der 
Chancengerechtigkeit für alle Niedersach· 
sen : Dies alles sind Aufgaben, die nur ge­
löst werden können , wenn zwei Dinge zu­
sammenkommen : die solidarische Mitar· 
beit aller Bürger des Landes und die Ent· 
wicklung und Durchführung eines wirklich­
keitsnahen, aber weitschauenden politi • 
sehen Konzepts. 
Es ist das erklärte Ziel der CDU in Nieder• 
sachsen, im Bewußtsein der Möglichkeiten, 
aber auch der Gefahren des wissenschaft· 
lieh-industriellen Zeitalters jedem Men­
schen die Chance eines erfüllten Lebens in 
einer schönen und menschengerechten 
Umwelt zu bieten. 
Eine auf dieses Ziel ausgerichtete Politik 
ist progressiv, weil sie auf Veränderung 
des Änderungswürdigen , auf aktive Gestal·· 
tung der Zukunft bedacht ist. Sie ist kon· 
servativ, weil sie aus der geschichtlichen 
Kontinuität heraus handelt und die Be· 
wahrung des Bewährten mit umfaßt. 
Zur Verwirklichung dieses Zieles gibt sich 
die CDU in Niedersachsen folgende Richt­
linien : 

1.Der Staat 
im Dienste des 
Bürgers 
Die Bundesrepublik Deutschland ist nach 
ihrem Verfassungsauftrag ein freiheitlich­
demokratischer Rechts- und Sozialstaat. 
Freiheitlich-demokratischer Rechts- und 
Sozialstaat bedeutet Verteilung und Kon ­
trolle von Macht sowie offene Austragung 
und Lösung von Konflikten im Interesse 

der Freiheit des einzelnen und des Ge­
meinwohls durch gesetzlich festgelegte 
Verfahren. Nur die Bereitschaft zur Lösung 
von Konflikten unter rechtsstaatlich demo­
kratischen Bedingungen, nur die Auftei­
lung von Macht und Herrschaft und ihre 
Kontrolle, nicht der Traum vom Ende aller 
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Herrschaft sichern für die Zukunft eine 
humane Gesellschaft. 

In unserer Demokratie sind die Grund­
rechte, die freie und konkurrierende Wil­
lensbildung, das Recht auf Opposition, Ge­
waltenteilung , Machtverteilung und -kon­
trolle, Rechts- und Sozialstaatlichkeit, 
Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz 
die wesentlichen Verfassungselemente. 

Die Kontrolle der Regierung wird in unse­
rer Demokratie in erster Linie von der par­
lamentarischen Opposition wahrgenom­
men. Ihre Stellung muß institutionell und 
tatsächlich gestärkt werden durch die Ein­
raumung eines größeren Einflusses auf die 
Besetzung von Kontrollorganen wie Unter­
suchungsausschüssen und Rechnungs­
höfen sowie die Zuweisung ausreichender 
Mittel. 

Eine lebensfähige Demokratie setzt Offent­
lichkeit und Durchsichtigkeit, die Mitwir­
Kung und d1e 1ntormat1on des Bürgers vor­
aus. ~1e kann 1nrer Aufgabe nur gerecht 
werden , wenn der Bürger sich zur kriti­
scnen und verantwortlicnen Mitarbeit be­
re1tl1ndet. Hierzu genört auch, daß jedem 
einze1nen oder L.usammenschlüssen von 
Bürgern Raum für selbständige und wirk­
same 1nit1at1ven gegeben wird. 

Unsere Gesellschaft wandelt sich ständig. 
Uie treiheitliche DemoKratie ist die Staats­
torm, a1e am ehesten Wandel ohne Ge­
walt durch friedliche Austragung von Kon-
111Kten ermöglicht. Gerade deshalb verlangt 
sie von allen Beteiligten, Verbänden, Insti­
tutionen und den einzelnen Bürgern, Feh­
ler, Versäumnisse und Mißstände zu er­
kennen und durch Reformen beseitigen zu 
wollen . 

Die Grundwerte der Demokratie gelten 
nicht nur für den staatlichen Bereich. Die 
Möglichkeiten demokratischer Verfahrens­
weisen müssen auch im gesellschaftlichen 
Bereich ausgeschöpft werden, finden je­
doch ihre Grenzen an der Aufgabenstel ­
lung und Funktionsweise des jeweiligen 
gesellschaftlichen Bereichs, der jeweiligen 
Institution. Eine schematische Übertragung 
demokratischer Verfahrensweisen schadet 
der Demokratie. 

Der Staat hat die Aufgabe, dem einzelnen 
und der Gesellschaft durch die Sicherung 
und die gerechte Ordnung des Zusammen­
lebens und Zusammenwirkens seiner Men­
schen zu dienen . Der Staat ist die In­
stitut ion der freiverantwortlichen Bürger 
füreinander und damit eine für die Ge­
sellschaft unentbehrl iche Einrichtung. Da­
mit er seine Aufgaben gemäß der Wert­
ordnung des Grundgesetzes erfüllen kann , 
braucht er das Recht und die Macht, die 
Einhaltung der Gesetze zu fordern und 
durchzusetzen . Das stellt auch seine Au­
torität dar. 

Der Staat muß die rechtlichen , wirtschaft­
lichen und bildungsmäßigen Voraussetzun-
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gen für die freie Entfaltung jedes einzelnen 
schaffen. Er muß privaten Initiativen, Ver­
bänden und Institutionen die Möglichkeit 
bieten, bestim mte Aufgaben zu überneh­
men. Konkurrenz des Angebots sichert 
größere individuelle. Freiheit. 

Der Staat muß dort regulierend Einfluß 
nehmen, wo die Eigendynamik gesell­
schaftlicher Entwicklungen zu sozialen Un­
gerechtigkeiten führt. 

Gestaltung und Schutz des demokratischen 
Staates sind eine Gemeinschaftsaufgabe 
aller Bürger. Der Staat und seine demokra­
tische Ordnung müssen gegen diejenigen 
geschützt werden, die ihn zum Nachteil 
ihrer Mitbürger mißbrauchen und gewalt­
sam verändern wollen . Wer im öffentlichen 
Dienst tätig sein will, muß aktiv für unsere 
Verfassung eintreten. Verfassungsfeinde 
haben im öffentlichen Dienst nichts zu su­
chen. 

Wo unsere freiheitlich -rechtsstaatliche Ord­
nung von Minderheiten mißbraucht wird, 
um einzelne Bürger oder Gruppen von Bür­
gern zu terrorisieren, sind der Schutz die­
ser Bürger und die Wiederherstellung des 
Rechts die vorrangige Pflicht des Staates. 
Der Staat ist Garant der inneren Sicher­
heit. Er muß wieder in den Stand versetzt 
werden, die Bürger und ihre Rechte wirk­
sam zu schützen. Dies bedingt eine konse­
quente Durchführung des Sicherheitskon­
zepts des Bundes und der Länder. Vor­
rangig sind Polizei, Staatsanwaltschaften 
und Gerichte derart zu besetzen und mit 
Hilfsmitteln zu versehen, daß sie ihre Auf­
gabe voll erfüllen können. 

Da der Staat im Dienste aller Bürger steht, 
darf er nicht zum Instrument einer Partei 
oder einer gesellschaftlichen Gruppe wer­
den. Die CDU wendet sich gegen die uner­
trägliche Verquickung von Staat und So­
zialdemokratischer Partei. 

Die CDU bekennt sich zum föderativen 
Aufbau der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie setzt ihre ganze Kraft für die Lösung 
der staatlichen Probleme des Landes Nie­
dersachsen ein . Zu diesen zählen: 

a) Die zunehmende Beschneidung 
des Entscheidungsspielraums 
des Landes durch den Bund 

Die CDU in Niedersachsen setzt sich mit 
Nachdruck für eine Weiterentwicklung und 
Neuordnung des Verhältnisses zwischen 
Bund und Ländern ein . Für die den Län­
dern verfassungsmäßig übertragenen Auf­
gaben (z. B. Strukturpolitik und Hochschu­
len) muß ihnen ein Anteil am Gesamt­
steueraufkommen zur Verfügung gestellt 
werden , der ihnen die Erfüllung ihrer Auf­
gaben ohne Bundeszuschüsse erlaubt. Die 
wachsende finanzielle Abhängigkeit vom 
Bund degradiert die Länder zu ausführen­
den Verwaltungsorganen des Bundes. 

b) Die wachsende Einschränkung 
des Entscheidungsspielraums 
des Niedersächsischen Landtages 
wie auch der kommunalen 
Parlamente als der legitimierten 
Volksvertretungen durch präjudi­
zierende Maßnahmen der Landes­
regierung, insbesondere im Bereich 
der Raumordnung und der 
Landesentwicklung 

Die Zukunft einzelner Räume, tiefgreifend 
beeinflussende Planungen dürfen nicht am 
Parlament vorbei entschieden werden. Die 
CDU in Niedersachsen wird daher Geset­
zesvorlagen einbringen, die das Zusam­
menspiel von Landtag und Landesregie­
rung auf jenen Sachgebieten neu regeln, 
die eine vorausschauende mehrjährige 
Planung erfordern. Es ist Sache der Lan­
desregierung, die Planungsentwürfe zu er­
stellen, Sache des Landtages, die grund­
legenden, über einen längeren Zeitraum 
wirksamen Festlegungen zu beschließen 
und wiederum Sache der Landesregierung, 
für die Durchführung des Planes im einzel­
nen zu sorgen. 

Gemeinden und Landkreise, denen für ihr 
Gebiet die Planungshoheit zusteht, sind 
bei übergeordneten Planungen zu hören. 
Beschlüsse von kommunalen Vertretungen 
dürfen nur in begründeten Ausnahmefällen 
übergangen werden. 

Die CDU bekennt sich zum Selbstverwal­
tungsrecht der Gemeinden und Landkreise. 
Um dieses Recht zu stärken, sind die kom­
munalen Gebietskörperschaften für alle sie 
betreffenden Angelegenheiten mit einem 
gesetzlich geregelten Anhörungsrecht beim 
Landtag auszustatten. 

c) Die Gewährleistung einer 
modernen, bürgernahen 
Verwaltung 

Die CDU hat als erste politische Kraft Nie­
dersachsens im Jahre 1965 die Forderung 
nach einer umfassenden Verwaltungs- und 
Gebietsreform erhoben. Sie steht nach wie 
vor zu dieser Forderung. Immer noch stel­
len die in diesem Bereich begonnenen 
Maßnahmen einen Torso dar. Wider besse­
res Wissen hat die SPD-Landesregierung 
die Gemeindeneugliederung ohne Gesamt­
konzept für eine Gemeinde-, Kreis- und 
Bezirks- sowie Verwaltungsreform in die 
Wege geleitet. Starrer Schematismus bei 
den gebietlichen Zuschnitten, parteipoli­
tisch motivierte Abgrenzungen, die Zerstö­
rung der Samtgemeinden, eine weitgehen­
de Mißachtung der Wünsche der Bevölke­
rung sowie das Versanden der Verwal­
tungsreform haben dazu geführt, daß die 
neuen Einheiten häufig unorganisch, weni­
ger bürgernah und teurer als nötig sind. 

Die CDU wird 

• die Gemeinden wieder in den Stand 
versetzen , alle Angelegenheiten der ört­
lichen Gemeinschaft in eigener Verantwor­
tung zu regeln ; 

• grobe Fehler der Gemeindeneuordnung 
korrigieren; 

• eine Kreisreform durchführen, die 
unter Beachtung regionaler Verschie­
denheiten Kreise von in der Regel 100 000 
bis 200 000 Einwohnern schafft, die in der 
Lage sind, alle Aufgaben der überörtlicher 
Daseinsvorsorge zu erfüllen ; 

• eine Entscheidung über die Regierungs­
bezirke nach Abschluß der Kreisreform 
herbeiführen ; 

• parallel zur Gebietsreform eine Verwal­
tungsreform durchführen mit dem Ziel, we­
sentliche Aufgaben und Zuständigkeiten 
von den höheren Ebenen auf die neu ge­
schaffenen Gemeinden und Kreise zu 
übertragen ; 

• eine Neuordnung des kommunalen Fi­
nanzausgleichs vornehmen, um die Städte, 
Gemeinden und Kreise in die Lage zu ver­
setzen, einen gesicherten Bestand eigener 
Aufgaben selbstverantwortlich zu erledigen 
und 

• die Leistungen und die Wirtschaftlich­
keit der öffentlichen Verwaltungen erhö­
hen. 

Die Gemeindeneugliederungsmaßnahmen 
sowie eine Reihe von Kreiszusammenle­
gungen haben zu einem Abbau kommuna­
ler Mandate und damit zu einer Verminde­
rung der - in den städtischen Zentre,.. 
ohnehin zu schwachen - bürgerschaft 
chen Repräsentation auf kommunaler Ebe­
ne geführt. Mit der Vergrößerung der ver­
waltungseinheiten ist außerdem die Anony­
mität im Verhältnis zwischen Bürger und 
kommunaler Behörde ständig größer ge­
worden. 

Um dem Verlust an unmittelbarer Demo­
kratie in Gemeinden, Städten und Land­
kreisen abzuhelfen und um dem Streben 
nach bürgerschaftlicher Mitwirkung, wie es 
in vielen Bürgerinitiativen zum Ausdruck 
kommt, eine institutionelle Absicherung zu 
geben, hält die CDU eine Reform der Kom­
munalverfassung mit folgenden Zielsetzun­
gen für nötig : 

• Kommunalverfassungsrechtliche Absi­
cherung einer abgestuften, mögl ichst brei­
ten Streuung von Mitverantwortung, Ent­
scheidungsbefugnis und Ausübungskon­
trolle der Bürger. Diesem Ziel dienen auch 
Bürgerinitiativen, sofern sie repräsentativ 
sind. 

• Einführung einer Bezirksverfassung im 
Bereich der Großraumverbände Hannover 
und Braunschweig sowie die Ermöglichung 
ihrer Einführung durch die Hauptsatzung in 
Städten Niedersachsens mit mehr als 
100 000 Einwohnern. 

Die Stadtbezirke erhalten eine direkt ge­
wählte Vertretung, die alle den Stadtbezirk 
unmittelbar betreffenden Aufgaben in eige­
ner Verantwortung zu entscheiden hat, wie 
insbesondere die Bauleitplanung, den Bau 
von Kindergärten und Schulen im Primar­
bereich. Die Stadtbezirke erhalten nach 
einem festen Schlüssel eigene Haushalts­
mittel und stellen ihren Haushalt selbst auf. 
Der Stadtrat kann von der Entscheidung 
des Bezirksrates nur mit einer Zweidrittel­
mehrheit abweichen. 

• Ausbau der Ortschaftsverfassung für 
.,.emeinden und Städte mit weniger als 
~ 00 000 Einwohnern. 
Die Ortsräte sind bei allen ihren Bereich 
betreffenden Angelegenheiten vom Stadt­
rat anzuhören. Sie erhalten einen Bestand 
an eigenen Aufgaben. Der Stadtrat kann 
von der Entscheidung des Ortsrates nur 
mit einer Zweidrittelmehrheit abweichen. 
Die Haushaltsmittel der Ortsräte werden 
erhöht. 

• Stärkung der Stellung der Räte und 
Kreistage in ihrem Verhältnis zur Verwal­
tung . Insbesondere ist eine wirkungsvolle 
Fraktionsarbeit durch die Zurverfügung­
stellung von Hilfspersonal und angemes­
sene Fraktionskostenzuschüsse zu ermög­
lichen. 

d) Die finanzielle Enge des Landes 

Niedersachsens Finanzschwäche ist be­
kannt. 
Eine laufende Erhöhung des Kreditvolu­
mens ist keine Lösung. Schon heute lastet 
der Schuldendienst schwer auf den Finan-

n des Landes. Zur Behebung der Finanz-
ot sind drei Maßnahmen unerläßlich : 

• Die Stärkung der Wirtschaftskraft des 
Landes durch eine wirksame Strukturpoli­
tik. 

• Die Rationalisierung der Landesverwal­
tung nach den Erkenntnissen der moder­
nen Betriebs- und Verwaltungslehre. 

• Die Erhöhung des Anteils der Länder 
am Gesamtsteueraufkommen der Bundes­
republik. 
Die CDU wendet sich gegen allgemeine 
Steuererhöhungen. Schon heute fließen 
über 40 % des Volkseinkommens in öffent­
liche Kassen. vordringlich hingegen ist die 
Vereinfachung der Gesetzgebung und die 
Rationalisierung der Verwaltung . Fachleute 
schätzen, daß in der Bundesrepublik jähr­
lich viele Milliarden DM durch eine Erhö­
hung der Wirksamkeit der Verwaltung ein­
gespart werden könnten, die heute für an­
dere wichtige Aufgaben fehlen . Die CDU 
wird diese Verschwendung von Steuergel­
dern energisch bekämpfen. 
Das Land Niedersachsen beteiligt sich an 
der Diskussion über die Länderneugliede­
rung . Ziel dieser im Grundgesetz vorgese­
henen Maßnahme soll die Bildung von 

Ländern sein , die nach Größe und Lei­
stungsfähigkeit die ihnen obliegenden Auf­
gaben erfüllen können. Die CDU besteht 
darauf, daß zunächst einmal festgestellt 
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wird , wo die wirklichen Probleme der nord­
deutschen Länder liegen und wieweit die­
se nur durch eine Neugliederung gelöst 
werden können. 

2. Jedem einen 
Arbeitsplatz 
in seiner Heimat 
Niedersachsen gehört noch immer zu den 
wirtschaftlich schwächsten Ländern der 
Bundesrepublik. Trotz mancher Erfolge ist 
es nicht gelungen, den Rückstand aufzu­
holen. 
Er ist in den letzten Jahren eher größer 
geworden. 
Nach Auffassung der CDU gibt es keinen 
Grund, warum das so bleiben müßte. Nie­
dersachsen verfügt in hervorragendem 
Maße über den wichtigsten aller Produk­
tionsfaktoren : ein großes Angebot an ver­
läßlicher, qualifizierter Arbeitskraft. Alle an­
deren Voraussetzungen, insbesondere ein 
ausreichendes sowie langfristig gesichertes 
Angebot an billiger Energie und erstklas­
sige Verkehrswege, können durch eine vor­
ausschauende Landespolitik geschaffen 
werden. Ziel unserer Politik für Nieder­
sachsen ist es deshalb, innerhalb eines 
Jahrzehnts den Anschluß an die wirtschaft­
liche Entwicklung der Bundesrepublik zu 
finden . 
Wichtiger noch als die laufende Steigerung 
des Volkseinkommens ist die Beseitigung 
bestehender und die Verhinderung zukünf­
tiger Arbeitslosigkeit. Auch in Zeiten der 
Hochkonjunktur gibt es in bestimmten Ge­
bieten in Niedersachsen immer noch hohe 
Arbeitslosigkeit, so vor allem In Ostfries­
land und in Teilen des Zonenrandgebietes. 
Vor allem aber müßten bei unveränderter 
Politik bis zum Jahre 1985 250 000 Nieder­
sachsen vornehmlich In Ostfriesland, im 
Emsland und in Südoldenburg ihre engere 
Heimat verlassen , um anderswo Arbeit zu 
finden. So lauten die Vorausschätzungen 
der SPD-Landesreg ierung. Sie plant, diese 
Zahl durch wirtschaftspolitische Maßnah­
men auf 106 000 zu senken . Dies ist völlig 
unzureichend. 
In Niedersachsen ist jede Wirtschaftspolitik 
verfehlt, die es nicht schafft, jedem Nieder­
sachsen einen Arbeitsplatz in seiner Hei­
mat zu bieten. Die CDU wird beweisen, 
daß dieses Ziel erreichbar ist. 

Dies sind die wichtigsten Punkte des wirt­
schaftspolitischen Programms der CDU in 
Niedersachsen : 

a) Schwerpunktpolitik 

• Sicherung bestehender und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze vor allem durch die 
Ansiedlung von Wachstumsindustrien. Mit­
telständige Betriebe sind genauso zu för­
dern wei Großbetriebe. 
• Gewährung der höchsten Förderstufe 
für die Räume Ostfriesland, Emsland, Süd­
oldenburg, Lüchow-Dannenberg , Lüneburg, 
Uelzen, Gifhorn, Helmstedt, Harz, Duder­
stadt und Hann. Münden . 
• Beibehaltung der bisherigen Förder­
präferenzen für die anderen durch die Ge­
meinschaftsaufgabe „ Verbesserung der re­
gionalen Wirtschaftsstruktur" erfaßten Räu­
me, wobei eine periodische Überprüfung 
dieser Präferenzen möglich bleiben muß. 
• Einbeziehung des Raumes Osnabrück 
in die Wirtschaftsförderung. 
• Stärkere Förderung des Fremdenver­
kehrs einschließlich der Kurz- und Nah­
erholung innerhalb der Wirtschaftsförde­
rung . Konzentration der öffentlichen Mittel 
vor allem auf die Bereitstellung von Ge­
meinschaftseinrichtungen des Fremdenver­
kehrs (Kurzentren, Sportanlagen etc.), wel­
che die Leistungskraft einzelner mittelstän­
discher Unternehmen oder der Kommunen 
übersteigen. 
• Darüber hinaus sollen die Errichtung, 
der Ausbau und die Modernisierung von 
Hotel-, Pensions- und Gaststättenbetrieben 
im Rahmen der Mittelstandspolitik, oder so­
weit von ihnen wesentliche gesamtwi r„ 
schaftliche Entwicklungsimpulse zu erwar­
ten sind, gefördert werden . 

• Zügiger Ausbau der Verkehrsinfrastruk­
tur. Priorität für die Nord-Süd-Achsen 
(Autobahnl in ie Rheine-Emsland-Emden­
Norden ; Oldenburg - Wilhelmshaven; Cux-
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haven- Bremerhaven-Bremen ; Vierspurig­
keit der Bundesstraße 73 Hamburg-Cux­
haven ; Elbeseitenkanal ; Nordlandautobahn) 
sowie für die Küstenautobahn , das Auto­
bahndreieck Braunschweig-Wolfsburg­
Salzgitter und die Autobahnanbindung des 
Harzes und des Weserberglandes. Siche­
rung der Finanzierung des Landesstraßen­
baues, insbesondere in den weiten ländli­
chen Räumen, und eine kontinuierliche 
Auftragsvergabe. Öffentliche Verkehrsein­
richtungen im ländlichen Raum sind auszu­
bauen. 
Aufstellung eines langfristigen Entwick­
lungsplans für alle niedersächsischen Hä­
fen , gleich ob in Landes-, kommunalem 
oder privatem Besitz. Nur durch eine bes­
sere Koordinierung untereinander werden 
die niedersächsischen Häfen ihre bedeu­
tenden Aufgaben für die Entwicklung des 
Landes im Rahmen der Europäischen Ge­
meinschaft erfüllen können. 

b) Aber kein Strukturdirigismus 
und keine Aushungerung 
ländlicher Räume 

• Wir wenden uns deshalb mit Entschie­
denheit gegen eine Verringerung der Zahl 
der Schwerpunktorte in Niedersachsen. 
Denn hierdurch wird der arbeitende 
Mensch benachteiligt. Im Gegenteil: Jeder 
Niedersachse soll bei Benutzung öffentli­
cher Verkehrsmittel innerhalb von 30 Minu­
ten Fahrzeit seinen Arbeitsplatz erreichen 
können. 

• Wir fordern darüber hinaus, daß die An­
siedlung von Unternehmen auch außerhalb 
der Schwerpunktorte gefördert wird , wenn 
dies ohne erhebliche Mehrkosten möglich 
ist. Kommunale Grenzen sind keine Wirt­
schaftsgrenzen . 

• Vor allem aber darf die Eigenentwick­
lung der Gemeinden nicht behindert wer­
den. Jede Gemeinde, gleich ob Schwer­
punktort oder nicht, muß grundsätzlich das 
Recht haben, aufgrund ihrer Planungsho­
heit Wohn-, Gewerbe- und Industrieflächen 
auszuweisen, wobei selbstverständlich die 
Erfordernisse der Raumordnung und Lan­
desplanung zu beachten sind. Die Raum­
ordnung und die Landesplanung haben al­
lerdings der Entwicklung der Gemeinden 
zu dienen und sie nicht zu behindern. 

c) Wahrung einer gesunden 
Branchen- und Betriebsstruktur 

Deshalb: 
• Minderung der durch die Abhängigkeit 
von bestimmten Branchen (Automobilindu­
strie, Sch iffsbau , Stahlindustrie, NE-Metall­
industrie) gegebenen Krisenanfälligkeit des 
Landes oder einzelner Gebiete. 

• Tatkräftige Unterstützung mittelständi­
scher Unternehmen. Vordringlich ist die 

Verbesserung der Eigenkapitalausstattung 
mittelständischer Unternehmen durch Ver­
abschiedung der Gesetzesvorlage der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundes­
tag betreffend die Bildung steuerfreier In­
vestitionsrücklagen. Landesmittel sind wei­
terhin für Schuldendiensthilfen und die 
Verbesserung der beruflichen Bildung und 
Beratung mittelständischer Unternehmer 
einzusetzen. 
• Eine Strukturpolitik, die auch kleine und 
mittlere Betriebe der Produktion, des Han­
dels und des Fremdenverkehrs berücksich­
tigt und nicht nur der Ansiedlung der Groß­
industrie dient. Ortsansässige Betriebe 
müssen die gleichen Chancen haben wie 
auswärtige Unternehmen. 

• Wirtschaftliche Selbständigkeit, die es 
dem einzelnen ermöglicht, ein besonders 
hohes Maß an Unabhängigkeit und Aner­
kennung der eigenen Leistung zu errei­
chen . Ein freiheitlicher, demokratischer und 
sozialer Rechtsstaat, der auf den wirt­
schaftlichen Fortschritt angewiesen ist, 
kann auf den in eigener Verantwortung 
selbständig Tätigen nicht verzichten. Durch 
eine stärkere Unterstützung bei der Be­
gründung einer Existenz durch Zinszu­
schüsse und Gründungsdarlehen muß die 
Entscheidung für eine selbständige oder 
freiberufliche Tätigkeit nicht nur theore­
tisch , sondern unabhängig von der sozia· 
len Herkunft auch praktisch gewährleistet 
sein . 

3. Sicherung der 
Zukunft durch 
Umweltschutz 
Die industrielle Entwicklung unseres Lan­
des und das Wachstum der Wirtschaft dür­
fen nicht auf Kosten der Lebensqualität 
gehen. Die CDU in Niedersachsen hält da­
her verstärkte Anstrengungen für nötig , um 
jedem Menschen durch wirksamen Umwelt­
schutz eine schöne und gesunde Umwelt 
zu bieten. 
Voraussetzung für einen wirksamen Um­
weltschutz in Niedersachsen ist die klare 
Abgrenzung der Zuständigkeiten. Ihre Zu­
sammenfassung in einem Ministerium oder 
Landesamt für Umweltschutz ist zu prüfen. 
Außerdem sollte ein parlamentarischer 
Ausschuß speziell für diese Fragen vorge­
sehen werden. 
Die gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schutz der Umwelt sind in Zusammenar­
beit mit dem Bund und den anderen Län­
dern jeweils den neuesten Erfordernissen 
und Entwicklungen anzupassen . Es ist Sa­
che des Staates, gesundheitsschädliche 
Immissionen, Produktionsverfahren und 
Produkte zu untersagen. 
Die CDU betrachtet die Anwendung stren­
ger Umweltschutzbestimmungen für neue 
und - nach einer Anpassungsfrist - für 
bestehende Industrieunternehmen als inte­
grierenden Bestandteil ihrer Industriean­
siedlungspolit ik. Im Interesse der ansied­
lungswilligen Unternehmen wird die CDU 
jedoch dafür Sorge tragen , daß die Geneh­
migungs- und Kontrollverfahren koordi ­
niert und innerhalb kürzester Frist durch­
geführt werden . Die Anwendung strenger 

Maßstäbe des Umweltschutzes gilt in glei­
cher Weise für das Land und die Kommu­
nen. 
Die Kosten für die Beseitigung oder Ver­
minderung von Umweltbelastungen sind 
grundsätzlich vom Verursacher zu tragen. 

Die CDU fordert insbesondere: 
• langfristige Bewirtschaftung des Boden­
schatzes Grundwasser zur Sicherung der 
Trinkwasserversorgung . Ein umfassender 
Abwasserplan ist aufzustellen. Die CDU 
wird dafür sorgen, daß die Bürger Nieder­
sachsens in ihren Flüssen wieder ohne Ge­
fahr für ihre Gesundheit baden können. 

• Aufbau eines Kontrollsystems zur Über­
wachung von Luftverunreinigungen in den 
Ballungszentren Niedersachsens. 
Die Entwicklung und Einführung immis­
sionsarmer Verfahren zur Energieerzeu­
gung auf allen Sektoren ist staatlich zu för­
dern. 
• Verminderung der Lärmbelastung der 
Menschen durch den Bau von schallge­
schützten Wohnungen sowie von Ge­
räuscharmen Produktionsanlagen. 

• lückenloser Nachweis des Verbleibs von 
Abfall und wirksame Kontrollen der Abfall­
beseitigung . Für Autowracks und Autorei­
fen sind Spezialanlagen zu bauen. 

• Intensivierung von Naturschutz und 
Landschaftspflege durch die Schaffung wei­
terer und die Förderung der bestehenden 
Naturparks. 

4. Besser und 
gesünder wohnen 
Von erheblicher Bedeutung für die Lebens­
qualität ist gutes Wohnen. In seiner Woh­
nung soll der Mensch nicht nur körperlich, 
ondern auch seelisch zu Hause sein . Ein 

Kernstück unserer Politik ist daher, den 
Anspruch jedes Bürgers und seiner Fami­
lie auf eine seinen Lebensbedürfnissen 
entsprechende Wphnung zu sichern. 
Obgleich es heute immer noch einen Fehl­
bestand an Wohnungen gibt, haben sich 
die Probleme und auch die Aufgaben des 
Wohnungsbaues in den letzten Jahren ver­
schoben. Es geht nicht mehr allein darum, 
möglichst viele neue Wohnungen zu bau­
en. Wichtig ist vor allem : 

• die Erhaltung und qualitative Verbesse­
rung des gegenwärtigen Bestandes an 
Wohnungen, wobei auf die besonderen 
Probleme bestimmter sozialer Gruppen 
wie kinderreiche Familien, alte Menschen 
und Behinderte Rücksicht zu nehmen ist. 

• die Eindämmung der katastrophalen 
Inflation der Baukosten und der Mieten. 
Bei der Lösung dieser Aufgaben kann die 
CDU ihre immer wieder erhobene politi­
sche Forderung nicht außer acht lassen . 
Jeder Bürger muß die Möglichkeit erhal­
ten, Wohnungseigentum zu erwerben. 

iedersachsen ist nicht nur mit der Versor­
gung der Bevölkerung mit Wohnungen im 
Rückstand; es hat - auch im sozialen 
Wohnungsbau - die höchsten Neubaumie­
ten im Bundesgebiet. Untätigkeit, unzurei­
chende Mittelzuweisung im Rahmen des 
Gesamthaushalts wie falsche politische 
Leitlinien der SPD-Landesregierung haben 
diese Situation wesentlich mitverschuldet. 
Die niedersächsische Wohnungsbaupolitik 
muß grundsätzlich neu durchdacht und 
von folgenden Leitlinien ausgehen: 

a) Eindämmung der Inflation 
der Baukosten und Mieten 

Stabilität der Mieten und der Baukosten 
wird es in Deutschland erst wieder geben 
können , wenn die Stabilität der Preise ins­
gesamt und damit auch wieder ein erträg·­
liches Zinsniveau erreicht worden ist. 
Dennoch kann schon jetzt auf Landes­
ebene einiges getan werden , um den Miet­
und Kostenauftrieb zu begrenzen und un­
sere Bevölkerung vor einer weiteren Ex­
plosion der Mieten und Belastungen zu 
schützen. Die CDU in Niedersachsen for­
dert 

• eine drastische Erhöhung des Angebots 
an erschlossenem Bauland. Dies ist der 
wirksamste Weg, dem katastrophalen An­
steigen der Baulandpreise ein Ende zu 
setzen. Die von der SPD geplante Woh­
nungs- und Baulandzwangswirtschaft wird 
auf die Dauer das Problem nur verschär­
fen. 

• den Einsatz von Landesmitteln für die 
Erforschung und Anwendung kostenspa­
render Bauverfahren. 

• Verstärkung der personenbezogenen 
Förderung. Damit können zugleich Miet­
verzerrungen und Fehlbelegungen vermie­
den werden . Die Inflation darf nicht dazu 
führen , daß die Bevölkerung, besonders 
die einkommensschwachen Schichten, einen 
ständig wachsenden Anteil ihres Einkom­
mens für die Miete einer angemessenen 
Wohnung ausgeben müssen. Das von der 
öffentlichen Hand gezahlte Wohngeld ist 
deshalb laufend an die Entwicklung der 
Wohnkosten anzupassen. 

• Erhöhung und Konzentration der öffent­
lichen Wohnungsbaumittel, so daß die 
Mieten und Belastungen für den sozialen 
Wohnungsbau in tragbaren Grenzen blei­
ben. 

b) Erhaltung und qualitative 
Verbesserung 
Die CDU fordert , 

• daß die Wohnung in Größe, Grundriß, 
Ausstattung und Ausbaufähigkeit den Be­
dürfnissen des einzelnen und der Familie 
gerecht wird ; 

• daß mit der Wohnung zugleich die von 
den Bewohnern benötigten Gemeinschafts­
einrichtungen, wie Kindergärten, Schulen, 
Sozialräume und Sport- und Spielanlagen 
bereitgestellt werden ; 

• daß moderne Wohnanlagen auf die zu­
nehmenden Freizeit- und Erholungsbedürf­
nisse der Menschen Rücksicht nehmen, 
stärker als bisher vor Lärm schützen und 
dem Anspruch von Kindern und Jugend­
lichen auf mehr Freiraum gerecht werden. 
Neue Wohnanlagen sollen für alle sozialen 
Gruppen und alle Generationen Platz bie­
ten und ihre Integration fördern. Darum 
sind soziale Dienste für alte und behin­
derte Menschen, Kindertagesstätten und 
Dienstleistungseinrichtungen, vor allem für 
berufstätige Frauen, wohnungsnah einzu­
richten . 
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Mit Sorge betrachtet die CDU, daß wert­
volle Wohnungssubstanz verlorengeht, weil 
nicht genug für die Modernisierung von 
Altbauten getan wird und eine ideologisch 
bestimmte Mietgesetzgebung die private 
Initiative in diesem Bereich lähmt. 

Die CDU wird deshalb in Niedersachsen 
eine Schwerpunktverlagerung beim Einsatz 
der verfügbaren Mittel vornehmen. Sie 
wird das Schwergewicht auf die qualitative 
Verbesserung der Wohnungen legen. Hier­
bei sind Neubau- und Altbauwohnungen 
grundsätzlich gleich zu behandeln. Beson­
dere Berücksichtigung werden einkom­
mensschwache Schichten, kinderreiche Fa­
milien, alte Menschen und Behinderte fin­
den. 

c) Wohnungseigentum für alle 

Die CDU in Niedersachsen tritt mit Nach­
druck dafür ein , 

• daß die Schaffung von Wohnraum zu­
gleich der Eigentums- und Vermögensbil­
dung der Bürger dient ; 

• daß neue Formen der Eigentumsbil­
dung, die insbesondere der einkommens­
schwächeren Bevölkerung und kinderrei­
chen Familien den Zugang zu persönli­
chem Eigentum eröffnen, bevorzugt geför­
dert werden; 

• daß dieses Eigentum frei und persön­
lich verfügbar ist und nicht die Macht ano­
nymer Fonds verstärkt. 

Keine Partei in Deutschland hat sich seit 
Jahrzehnten so konsequent und erfolgreich 
für die Bildung von Wohnungseigentum für 
die gesamte Bevölkerung eingesetzt wie 
die CDU. Wir werden auf diesem Wege 
fortschreiten und dafür sorgen, 

• daß ein großer Teil der im sozialen 
Wohnungsbau geförderten Wohnungen als 
Eigentum angeboten wird ; 

• daß den Menschen, die das erforder­
liche Eigenkapital nicht gleich bereitstellen 
können, die Möglichkeit eröffnet wird, 
dennoch Wohnungseigentum zu erwerben 
und das Eigenkapital durch die monat­
lichen Mietzahlungen nachzusparen; 

• daß durch den Einsatz öffentlicher Woh­
nungsbaumittel nicht das Entstehen und 
die Existenz marktbeherrschender Unter­
nehmen gefördert wird. 
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5. Unsere Städte 
menschlicher 
machen 
Jahrhundertelang galten die Städte als 
Stätten höherer Lebensqualität, als Zen­
tren des politischen, wirtschaftlichen, gei­
stigen und kulturellen Lebens. Dies hat 
sich geändert. Die Lebensqualität nimmt 
vor allem in den Großstädten ab. Immer 
mehr Menschen verlassen die Städte und 
ziehen in das Umland. 

Verstopfte Straßen, fehlende Kinderspiel­
plätze, Abgase, Lärm, Schmutz, immer lä_n­
gere und strapaziöse Anfahrten zum Ar­
beitsplatz, moderne Beton- und Steinwü­
sten - vor allem am Stadtrand - mit al­
lem Komfort, aber ohne Raum zum Leben, 
ganz allgemein auch der Verlust an Schön­
heit; dies sind nur einige Punkte, die den 
Verlust an Lebensqualität kennzeichnen. 
Dazu hat die Ausweitung in Verdichtungs­
räumen und Ballungszentren die Naherho­
lungsmöglichkeiten der Menschen in der 
Stadt reduziert. 

Ziel des Bemühens der CDU ist mit Vor­
rang , das Leben in den Städten, insbeson­
dere in Großstädten und Ballungsräumen, 
menschlicher zu machen. Die Ballungs­
räume dürfen nicht bedenkenlos weiter 
verdichtet werden. Die Stadt muß als Raum 
gestaltet werden , in dem man lebt ; sie darf 
nicht nur Planungsbereich sein , in dem 
Funktionen erfüllt werden wie : Essen, 
Schlafen, Arbeiten, Erholen, Konsumieren 
öffentlicher und privater Dienstleistungen. 
Notwendig ist eine Regeneration der 
Städte und eine Reform städtebaulicher 
Gestaltungsprinzipien. 

Dies bedeutet: 

• Die Stadtplanung hat dem Menschen 
mit seinem Empfinden und Wollen zum 
Mittelpunkt zu machen. 

• Dem Menschen muß verstärkt die Mög­
lichkeit gegeben werden, den Raum, in 
dem er lebt - eben die Stadt - als seine 
Stadt zu begreifen. 
Um dies zu ermöglichen, ist u. a. die Mit­
wirkung der Bürger be i Planungen inten­
siver zu gestalten. Vor allem ist ihr Raum 
eigenverantwortlicher Gestaltung zu erwei­
tern . Notwendige Voraussetzung hierfür ist 
die Einführung der Bezirksverfassung in 
den großen, der Ortschaftsverfassung in 
in den kleineren Städten . 
Nach Überzeugung der CDU muß wesent­
licher Bestandteil einer neuen Städtepla-

nung eine sinnvolle Mischung der Funktio­
nen sein. 

Das bedeutet : 

• Die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Kon­
sum , Freizeit und Erholung müssen nach 
Möglichkeit so gemischt werden, daß die 
einzelnen Stadtteile zu allen Tageszeiten 
belebt sind. 

Im einzelnen : 

• Der Stadtkern und die einzelnen Stadt­
teile sind, wo immer dies noch möglich ist, 
durch Grüngürtel oder Grün- und Parkflä­
chen aufzulockern. In den Außenbezirken 
sind Kleingartenanlagen mit einzubezie­
hen. Hierdurch werden auch die Klimati­
sierung und die Luftreinigung verbessert. 
Zugleich kann die Stadt sinnvoll gegliedert 
werden. Die Lebensverhältnisse werden 
überschaubarer. 

• Für die Heizung der Wohn- und Ge­
schäftshäuser sollten vornehmlich umwelt­
freundliche Energiequellen in Anspruch ge­
nommen werden. 

• Die Hauptverkehrsadern sollten außer­
halb der Wohngebiete geführt und, wo 
dies nicht möglich ist, auf eine zweite un­
tere Verkehrsebene verlagert werden. Hö­
hengleiche Kreuzungen sind bei den 
Hauptverkehrsadern zu vermeiden. Der 
Bau von Umgehungsstraßen hat Vorrang 
vor dem Ausbau von Ortsdurchfahrten. 

• Der öffentliche Nahverkehr muß verbes­
sert werden. Um die steigenden Verkehrs­
ströme der Zukunft möglichst reibungslos 
bewältigen zu können, ist dem Ausbau der 
Nahverkehrssysteme Priorität vor dem Indi­
vidualverkehr einzuräumen. Dabei sollten 
neue Formen des Nahverkehrs erprobt 
werden, da allein ein verbessertes Angebot 
zu einer Veränderung der Fahrgewohnhei­
ten in den Ballungsräumen führen wird . 
Zwangsmaßnahmen - auch verdeckter 
Art - zur Einschränkung des Individualver­
kehrs lehnt die CDU ab. 

• Vorrangig ist die Bereitstellung einer 
genügenden Anzahl von Spielplätzen, von 
denen einige zweckmäßigerweise in den 
Grünbereichen unterzubringen sind. 

• Altenwohnungen, Altenwohnheime, Al­
tersheime und Alterspflegeheime sind in 
den Stadtteilen so zu errichten, daß ihre 

Bewohner auch weiterhin am städtischen 
Leben teilnehmen können. 

• In den Stadtteilen sind Stätten der Be­
gegnung, Sportanlagen und Erholungsein­
richtungen vorzusehen. Die wichtigsten 
Versorgungs- und Betreuungseinrichtungen 
sollten möglichst in Fußgängerdistanz er­
reichbar sein. Publikumsintensive Bereiche 
der Kommunalverwaltung sind zu dezen­
tralisieren . 

• Immissionsarme Industrien und kleine­
re Gewerbeunternehmen sollten in beson­
deren Industriegebieten angesiedelt wer­
den, die den Stadtteilen möglichst eng 
verbunden sind. Dies gilt vor allem für 
Betriebe, die in erster Linie Frauen be­
schäftigen. 

• Die Regeneration der Stadtkerne ist mit 
folgenden Maßnahmen zielstrebig fortzu­
führen : 

Ausdehnung der Fußgängerzonen und 
Schaffung von Parkraum, Verbesserung des 
Angebots an öffentlichen Verkehrsmitteln , 
Förderung der Entwicklung und Verwen­
dung umweltfreundlicher Verkehrsmittel , 
Aussiedlung von Betrieben in äußere Stadt­
teile sowie Bereitstellung neuer Wohnun­
gen im Stadtkern. Hierbei ist wertvolle hi­
storische Bausubstanz zu schonen, histo­
rische Stadtbilder sind zu erhalten. 

• Zur Entwicklung neuer städtebaulicher 
Gestaltungsprinzipien gehört unabdingbar 
eine grundlegende Umorientierung des 
Wohnungsbaues in den Ballungsräumen. 

Die bedenkenlose Addition von Wohn­
schachteln hat unsoziale Lebensräume ge­
schaffen, auch wenn die Wohnungen 
scheinbar - da mit allem technischen Korn· 
fort ausgestaltet - modern sind. 

Eine Bauweise, die Tausende von Men­
schen in einfallslos gestalteten Hochhaus­
Wohnsilos unterbringt, zwingt die Bewoh­
ner solcher Betonwüsten in Beziehungs­
losigkeit und Anonymität. Diesem Kern­
problem unserer Städte, der „Einsamkeit 
in der Masse", kann man nur durch die 
Anwendung neuer Wohnungsbauprinzipien 
begegnen. Es ist durchaus möglich, bei 
sparsamer Ausnutzung von Grund und Bo­
den, d. h. mit einem hohen Verdichtungs­
grad, die von der überwiegenden Mehrzahl 
der Bürger erwünschten Eigenheime mit 
starken Nachbarschaftskontakten zu erbau­
en. Die CDU wird diesen Bürgerwillen 
durchsetzen. 
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&.Chancen­
gleichheit für den 
ländlichen Raum 
Gleichwertige Lebensverhältnisse in allen 
Teilen unseres Landes herzustellen, ist 
eines der wichtigsten Ziele der CDU in 
Niedersachsen. Die Lebensverhältnisse auf 
dem lande sind in mancher Hinsicht an­
ders als in der Stadt; sie brauchen nicht 
schlechter zu sein. Voraussetzung dafür 
ist allerdings die Beseitigung einer Reihe 
von Mißverständnissen, die eine unnötige 
Benachteiligung der ländlichen Räume dar­
stellen. 

Die CDU in Niedersachsen wird alles in 
ihrer Macht Stehende tun, um den Men­
schen im ländlichen Raum gleiche Lebens­
und Entwicklungschancen zu gewährlei­
sten. Sie fordert: 

a) eine Bildungspolitik, die den jungen 
Menschen die gleichen Aufstiegschancen 
ermöglicht wie in den Städten. Ein Haupt­
problem des ländlichen Raumes ist auch 
heute noch der Mangel an qualifizierten 
Lehrkräften und ausreichenden Bildungs­
einrichtungen. 

r fordern vorrangig: -• eine ausreichende Zahl von Kindergar-
tenplätzen auf dem flachen lande durch 
ein Kindergartengesetz, die Entwicklung 
von Spielkreisen zu anerkannten Kinder­
gärten und eine gleichwertige Vorschulver­
sorgung: 

• gezielte Maßnahmen vom Abbau des 
Lehrermangels, z. B. durch die Gewährung 
von Einrichtungsdarlehen und die Verle­
gung von Seminaren und eines Teils der 
Lehrerausbildung in ländliche Gebiete. Die 
Zuweisungspraxis bei der Lehrerverteilung 
muß gerechter gehandhabt werden ; 

• eine „Paßform" für die Schule auf dem 
lande, die den örtlichen Verhältnissen 
Rechnung trägt. Die Einführung neuer 
Schultypen darf nicht am Dogma verbind­
licher Mindestzahlen scheitern. Die Anzahl 
der Züge muß sich nach den Verhältnissen 

•in dem jeweiligen Raum bestimmen. Das 
Schülertransportsystem ist unter Ausnut­
zung moderner Organisationsprinzipien zu 
verbessern . 

b) eine regionale Strukturpolitik, die den 
ausgebildeten jungen Menschen sichere 
Arbeits- und Berufsmöglichkeiten in ihrer 
Heimat bietet, ein vergleichbares Lohn-

und Gehaltsniveau sichert, die Abwande­
rung der Bevölkerung in Ballungszentren 
und die Verödung von Landesteilen ver­
hindert. 

c) eine Verkehrspolitik, die allen Bewoh­
nern der ländlichen Räume die Möglichkeit 
bietet, ein städtisches Ober- oder Mittel­
zentrum schnell und bequem zu erreichen 
und die durch den Ausbau der überregio­
nalen Straßen und der Eisenbahnfernver­
bindungen die Standortnachteile der länd­
lichen marktfernen Gebiete ausgleicht. 

d) eine Raumordnung, die dazu beiträgt, 
die Infrastruktur des ländlichen Raumes 
zu verbessern und eine gleichmäßige Ver­
sorgung mit sozialen, kulturellen und wirt­
schaftlichen Einrichtungen sowie mit Erho­
lungsbereichen sicherzustellen. Die Eigen­
entwicklung der Gemeinden darf keiner 
unnötigen Beschränkung durch gesetzge­
berische oder administrative Maßnahmen 
unterliegen. 

e) eine ärztliche Versorgung, die ausrei­
chend und der Situation in den Städten 
gleichwertig ist. Jeder Bürger in Nieder­
sachsen muß die Möglichkeit haben, in 
zumutbarer Entfernung ärztliche Hilfe und 
Betreuung zu finden. 

Die Niederlassung von Ärzten im ländli­
chen Raum ist verstärkt zu fördern. Kleine 
Krankenhäuser, die als solche nicht le­
bensfähig sind, sollten zu attraktiven länd­
lichen Gruppenpraxen umgewandelt wer­
den mit der Möglichkeit stationärer Be­
handlung leichterer Fälle. 

Nach wie vor bleibt die Land- und Forst­
wirtschaft tragendes Element des nieder­
sächsischen Raumes und unverzichtbarer 
Bestandteil der niedersächsischen Wirt­
schaft. Ihre Bedeutung kann nicht allein an 
ihrem Anteil am Bruttosozialprodukt ge­
messen werden. Neben ihrer Hauptauf­
gabe, der Produktion von Nahrungsmitteln 
und Urprodukten, fällt ihr in immer größe­
rem Maße die Aufgabe der Erhaltung der 
Kulturlandschaft und einer gesunden Um­
welt für erholungsuchende Stadtbewohner 
zu. Dies rechtfertigt die Erhaltung auch in 
landwirtschaftlichen Problemgebieten. Wer 
diese Aufgabe der Landwirtschaft erkennt 
und es ernst meint mit der Verbesserung 
der Lebensqualität auf dem lande, muß 
vor allem auch die Lebens- und Arbeits-
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bedingungen der Landwirte und ihrer Fa­
milien verbessern. 

Das Leitbild unserer Agrarpolitik ist eine 
gesunde bäuerliche Landwirtschaft auf der 
Grundlage breitgestreuten Eigentums und 
in einem sinnvollen Nebeneinander von 
Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben. 

Wichtigste Aufgabe einer erfolgreichen 
Agrarpolitik ist eine gesunde Einkommens­
politik. Die CDU wird deshalb in Bonn und 
Brüssel ihren Einfluß geltend machen: 

• für eine aktive Preispolitik, die den stei­
genden Kosten Rechnung trägt und sich an 
der Einkommensentwicklung der gesamten 
Volkswirtschaft orientiert; 

·• für eine wirksame Stabilitätspolitik, die 
die Kostensteigerungen wieder auf ein ver­
tretbares Maß zurückdrängt ; 

• für die Beibehaltung des Grenzaus­
gleichs bis zur Verwirklichung der Wirt­
schafts- und Währungsunion ; 

• für die Verbesserung der Märkte, ins­
besondere auch niedersächsischer Agrar­
produkte. 

Die CDU in Niedersachsen wird alle Mög­
lichkeiten einer offensiven und differenzier­
ten Preis- und Absatzpolitik nutzen. Die 
Marketinggesellschaft für niedersächsische 
Agrarprodukte wird verstärkt unterstützt 
werden. 

Die besonderen Probleme der Landwirt­
schaft in den von der Natur benachteiligten 
Gebieten müssen im Rahmen der Gemein­
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar­
struktur und des Küstenschutzes" so weit 
und so schnell wie möglich abgebaut wer­
den. Im Vordergrund stehen dabei die Be­
mühungen, die notwendigen wasserwirt­
schaftlichen Maßnahmen zum Abschluß zu 
bringen. Küstenschutz, Küstenplan und 
Emslandplan werden fortgeführt. 

Die Fortentwicklung der landwirtschaftli­
chen Betriebe muß durch ein sinnvolles 
Zusammenwirken aller Agrarstrukturpläne 
gewährleistet sein . Dabei ist sicher zustel­
len, daß die Veredlungswirtschaft vorrangig 
in bäuerlicher Hand bleibt. Bewährte For­
men der überbetrieblichen Zusammenar­
beit sind weiterzuentwickeln. Dieses gilt 
vor allem für den Ausbau von Maschinen­
ringen und die Förderung landwirtschaft­
licher Lohnunternehmen. Die Zupacht land­
wirtschaftlicher Flächen zum Zwecke der 
Aufstockung und Entstehung von Voll­
erwerbsbetrieben ist zu erleichtern. Päch­
tern sind gleiche Chancen wie Eigentü­
mern bei der Förderung ihrer Betriebe zu 
geben. Die soziale Sicherheit der bäuer­
lichen Familien ist weiter zu verbessern . 
Zu dem Zwecke müssen die Alters- und 
die Unfallrenten angehoben und dynami­
siert werden , das Altersgeld in eine voll­
ständige, betriebsunabhängige Altersrente 
umgewandelt und die Voraussetzungen für 
den Wechsel von einer Rentenversicherung 
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in eine andere geschaffen werden (Wan­
derversicherung) . 

Eine besondere Bedeutung für die Besied­
lung des ländlichen Raumes und die Er­
haltung breitgestreuten Eigentums haben 
die Nebenerwerbslandwirte. Durch die 
Möglichkeit, an Beratungs- und sonstigen 
öffentlich geförderten Einrichtungen und 
Kooperationen teilzunehmen (Maschinen­
ringe, bestimmte Betriebs- und Teilbe­
triebszusammenschlüsse sowie Betriebs­
hilfsdienste), sollten diese Landwirte in 
den Stand versetzt werden, ihr Land wei­
terhin zu bewirtschaften. Die Erhaltung der 
Nebenerwerbsbetriebe im ländlichen Raum 
ist vernünftige Eigentumspolitik, Sozialpoli­
tik und Landschaftsschutz zugleich. 

Die CDU bekennt sich zur Selbstverwal­
tungsaufgabe der Landwirtschaftskammern. 
Auftrag und Umfang des Wirkungsbereichs 
der Kammern sind den Zeiterfordernissen 
anzupassen. 

Die Grundsätze für ein neues Bauboden­
recht der CDU werden der besonderen 
Lage der Landwirte gerecht. 

Die CDU sieht in der Überwindung von 
Naturkatastrophen, wie des Windwurfs vom 
13. November 1972, eine Aufgabe, welche 
solidarisches Handeln erfordert. Mittel für 
die Beseitigung solcher Katastrophen , z.B. 
Wiederaufforstungsbeihilfen, sind im Lan­
deshaushalt bereitzustellen. 

Eine Verbesserung des Realeinkommens 
der Landwirte bedeutet nicht schon in sich 
selbst eine Verbesserung ihrer lebens­
und Arbeitsbedingungen. Der Übergang 
zum reinen Familienbetrieb ohne fremde 
Arbeitskräfte hat für den Landwirt und 
insbesondere für die Bauersfrau eine zu­
sätzliche Arbeitsbelastung gebracht. 42-
Stunden-Woche, arbeitsfreie Wochenenden, 
regelmäßiger, mehrwöchiger Jahresurlaub, 
sind für die meisten bäuerlichen Familien 
unerreichbare Güter. Hier Erleichterungen 
zu schaffen , ist nach Auffassung der CDU 
eine vordringliche Aufgabe niedersächsi­
scher Landespolitik. Die CDU in Nieder­
sachsen wird deshalb den Entwurf eines 
Gesetzes zur Verbesserung der Lebens­
und Arbeitsbedingungen der landwirt­
schaftlichen Bevölkerung einbringen . Die 
Förderung der Betriebshelfergemeinschaf­
ten wird verstärkt und der Einsatz von 
Dorfhelferinnen ausgebaut werden. 

7. Politik im Dienste 
der Gesundheit 
Die Gesundheit zählt zu den höchsten Gü­
tern des Menschen. Sie ist wichtiger als 
materieller Wohlstand. Sie ist mehr als 
bloßes Freisein von Krankheit. 
Jedem Bürger ist ohne Rücksicht auf seine 
wirtschaftliche Lage die Chance zur Be­
wahrung und, im Falle der Krankheit, zur 
Wiederherstellung seiner Gesundheit zu 
geben. Die CDU in Niedersachsen sieht 
hierin eine der großen Aufgaben der Lan­
despolitik. 
Die CDU tritt mit Nachdruck für ein freies, 
pluralistisches Gesundheitswesen ein, in 
dem unabhängige Ärzte in Einzel- und 
Gruppenpraxen, Krankenhausärzte, Ärzte 
des staatlichen Gesundheitsdienstes, staat­
liche und kommunale, freigemeinnützige 
und private Krankenhäuser, Krankenpfleger 
und -pflegerinnen sowie Vertreter nicht­
ärztlicher Heilberufe gemeinsam zum 
Wohle der Menschen wirken können. Sie 
wendet sich gegen alle Tendenzen zur So­
zialisierung und Bürokratisierung des Ge­
sundheitswesens. Vielfalt des Angebots, 
freie Arztwahl, freie Wahl des Kranken­
hauses sind unverzichtbare Errungenschaf­
ten unserer Zeit. 
Dabei soll sichergestellt werden , daß die 
Einrichtungen des Gesundheitswesens je­
derzeit erreichbar sind. Das gilt beonders 
für den ärztlichen Sonntagsdienst und die 
Aufnahme im Krankenhaus in dringenden 
Fällen . 
Es ist Aufgabe des Staates, für die Funk­
tionsfähigkeit unseres Gesundheitswesens 
im ganzen zu sorgen, Engpässe zu besei­
tigen und allen Bürgern einen gleichen Zu­
gang zu den gesundheitsfördernden Ein­
richtungen zu verschaffen. 
Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge 
müssen stärker als bisher im Mittelpunkt 
stehen. Die CDU wird sich dafür einsetzen: 
• daß die Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten bei Säuglingen und Klein­
kindern verbessert sowie die Früherken­
nungsuntersuchungen auf Herz- und Kreis­
lauferkrankungen ausgedehnt werden ; 
• daß ein niedersächsisches Jugendzahn­
pflegegesetz verabschiedet wird ; 
• daß die Aufklärung der Bevölkerung 
über die Möglichkeiten der Gesundheits­
vorsorge verbessert wird, u. a. durch Bro­
schüren , die jeder Familie kostenlos zur 
Verfügung gestellt werden . 
Für die Wiederherstellung der Gesundheit 
des kranken Menschen ist die Ausbildung 
einer größeren Anzahl von Ärzten , Zahn­
ärzten, Krankengymnastinnen und Nach-

wuchskräften anderer Heilberufe vordring­
lich. Die CDU wird die medizinischen 
Hochschulen des Landes erweitern, zu.­
gleich aber Maßnahmen ergreifen, um det . 
unvertretbaren Anstieg der Kosten pro 
Student zu bremsen. 
Die Ausbildung auf dem Gebiet der Allge­
meinmedizin ist besonders zu fördern . 
Unser Gesundheitswesen steht und fällt 
mit den Pflegeberufen . Die CDU in Nieder­
sachsen wird alles in ihrer Macht Stehende 
tun, um die Bereitschaft junger Menschen 
zu wecken und zu fördern , sich diesen 
Dienst am kranken Mitmenschen zum Be­
ruf zu wählen . Sie wird die Finanzierung 
der Krankenpflegeschulen und der ange­
schlossenen Wohnheime sichern und die 
Weiterbildungsmöglichkeiten von qualifi­
zierten Krankenpflegern und -pflegerinnen 
verbessern . 
Besondere Aufmerksamkeit wird die CDU 
der Verbesserung unserer Krankenhäuser 
widmen. Jeder Bürger Niedersachsens muß 
die Möglichkeit haben, in zumutbarer Ent­
fernung von seinem Wohnort Aufnahme in 
einem Krankenhaus zu finden, in dem ihm 
eine erstklassige Behandlung zuteil wird. 
In allen Landesteilen muß eine ausreichen­
de Zahl von Krankenhäusern, gleich wel­
chen Trägers, zur Verfügung stehen. 
Neben den allgemein , nach Fachabteilun­
gen gegliederten Krankenhäusern sind 
Spezialkliniken für die Behandlung be­
stimmter Krankheiten vorzusehen. 
Die CDU in Niedersachsen hat immer wie­
der auf die menschenunwürdigen bauli­
chen und sonstigen Zustände hingewiesen, 
die stellenweise in den psychiatrischen 
Landeskrankenhäusern herrschen. Jahr für 
Jahr hat sie eine Umschichtung von Mit­
teln innerhalb des Landeshaushalts zugun­
sten der Sanierung der Landeskranken­
häuser vorgeschlagen , die von der SPD 
abgelehnt worden ist. Die Beseitigung die­
ser Mißstände behält für die CDU absolute 
Priorität, weil es sich hier nicht um Fragen 
der Nützlichkeit oder Zweckmäßigkeit, son­
dern um eine Frage der Menschlichkeit 
handelt. 
Die katastrophale Situation der psychiatri­
schen Krankenhausbehandlung in Nieder­
sachsen verlangt darüber hinaus eine neue 
Konzeption der Behandlung überhaupt. 
Hierzu gehört die Einrichtung von psychia­
trischen Abteilungen an einer Reihe schwer­
punktmäßig ausgesuchter allgemeiner Kran­
kenhäuser mit dem Ziel, die Isolierung der 
Kranken zu vermindern , die Verweildauer 
abzukürzen und wirksame Nachsorgebe-

treuung betreiben zu können. Die Landes­
krankenhäuser könnten sich weiter spezia­
lisieren und schwere Fälle besser behan­
deln. 
Die Krankenhäuser können ihre verantwor­
tungsvolle Aufgabe am besten erfüllen , 
wenn sie in eigener Verantwortung , frei 
von bürokratischen Verfahren und Kon­
trollen handeln können . Die CDU lehnt 
eine Sozialisierung der Krankenhäuser ab. 
Es gibt aber eine begrenzte Zahl von Re­
geln und Erfordernissen, denen alle Kran­
kenhäuser im Interesse der kranken Men­
schen sowie der Funktionsfähigkeit unse­
res Gesundheitswesen insgesamt gerecht 
werden müssen. Diese betreffen einerseits 
die Stellung der Patienten im Krankenhaus 
und andererseits die innere Struktur der 
Krankenhäuser. 

Der Mensch als Individuum muß im Mittel­
punkt des Krankenhauses stehen. Er ist als 
Patient ohnehin in seiner persönlichen 
Freiheit eingeengt und ist auf Betreuung 
angewiesen. In dem Maße, in dem die 
Krankenhäuser jedoch größer und in ihrer 
technischen Ausstattung besser geworden 
sind, droht gleichzeitig ein Verlust an 
menschlicher Fürsorge. 
Der einzelne Patient steht in der Gefahr, 
eine bloße Nummer, ein Fall unter vielen 
zu werden. Um hier Abhilfe zu schaffen, 
tritt die CDU in Niedersachsen dafür ein, 
daß 

• sich jeder Patient einen Arzt seines 
Vertrauens im Krankenhaus aussuchen 
kann, der ihn während seines Kranken­
hausaufenthalts berät ; 

• an jedem Krankenhaus eine Kranken­
fürsorgestelle eingerichtet wird , in der in 
-'~r Sozialarbeit erfahrene Menschen tätig 

d. Ihre Aufgabe soll es sein, den Pa-
1enten außerhalb der medizinischen Ver­

sorgung zu betreuen und in seinen Nöten 
zu beraten ; 

• für jeden Landkreis und jede kreisfreie 
Stadt ein außerhalb der Krankenhäuser 
stehender Patientenfürsprecher gewählt 
wird , den die Patienten über Mißstände 
unterrichten können. Der Patientenfürspre­
cher unterrichtet die betreffenden Kranken­
häuser über die Beschwerden der Patien­
ten . 
Darüber hinaus ist die Lösung einiger 
wichtiger Probleme der inneren Struktur 
der Krankenhäuser immer dringender ge­
worden . Die CDU fordert deshalb ein nie­
dersächsisches Krankenhausstrukturgesetz, 
das von folgenden Leitlinien ausgehen 
muß : 

·• Jeder Patient muß ohne Rücksicht auf 
seine wirtschaftlichen Ve rhältnisse nach 
der Schwere seiner Erkrankung untersucht 
und so gut wie überhaupt möglich behan­
delt werden . 

·• Eine der Erkrankung entsprechende, 
die ärztliche Behandlung, Pflege, Verpfle­
gung und Unterkunft umfassende Versor­
gung ist für alle Patienten in gleicher Wei­
se anzubieten. 

·• Jedem Patienten sollte es jedoch frei­
stehen, gegen Erstattung der Kosten zu­
sätzliche Leistungen, betreffend die Unter­
kunft oder die Verpflegung , in Anspruch zu 
nehmen. Alle Wahlleistungen müssen un­
abhängig voneinander gewährt werden . 

·• Die freie Arztwahl stellt ein Grundrecht 
eines jeden Bürgers dar und ist dadurch 
besser abzusichern, daß die Zahl der auf 
Lebenszeit am Krankenhaus tätigen Fach­
ärzte erhöht und für sie mehr Stellen von 
leitenden Ärzten eingerichtet werden . 

·• Die der Art und Schwere der Erkran­
kung entsprechenden ärztlichen Leistungen 
können insgesamt auch auf der Grundlage 
eines gesonderten Behandlungsvertrages 
des Patienten mit den liquidationsberech­
tigten Ärzten im Krankenhaus in Anspruch 
genommen werden . 

• Bei der Behandlung der Patienten im 
Krankenhaus muß an der Endverantwor­
tung eines Arztes festgehalten werden. Sie 
kann nicht auf ein Kollektiv übertragen 
werden. 

• Die Besuchszeiten sind so zu regeln, 
daß für alle Patienten, die sich in gleicher 
Lage befinden, gleiches Recht gilt. 

• Krankenhäuser, die öffentliche Mittel 
in Anspruch nehmen, müssen zwei weitere 
Mindestvoraussetzungen erfüllen, nämlich : 

• eine funktionsgerechte Vertretung der 
Ärzteschaft, der Krankenpflegekräfte sowie 
des Krankenhausträgers im Direktorium 
des Krankenhauses ; 
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• eine gerechte Beteiligung der ärztlichen 
Mitarbeiter an den innerhalb des Kranken­
hauses erzielten Nebeneinnahmen der 
liquidationsberechtigten Ärzte. 
Eine besondere Aufgabe ist der öffentliche 
Gesundheitsdienst. Bei den Gesundheits­
ämtern sind 30 % der Arztstellen nicht be­
setzt. Diese Situation ist nicht länger zu 
verantworten. Deshalb wird die CDU die 
Fehlstellen bei den Gesundheitsämtern 
durch die Einrichtung von Halbtagsstellen, 
die Änderung der Besoldungsordnung so­
wie die Verbesserung des Einkommens, 
z. B. durch Zulassung von Nebentätigkei­
ten, beseitigen. Weiterhin muß eine Ent­
lastung der Tätigkeit der Gesundheitsäm­
ter durch Konzentration auf die eigent­
lichen öffentlichen Aufgaben erfolgen. Eine 
bessere räumliche Unterbringung der Ge­
sundheitsämter sowie eine ausreichende 
Ausstattung mit modernen medizinischen 
Diagnosegeräten ist notwendig. 
Die Bedeutung des Unfallrettungsdienstes 
ist von Jahr zu Jahr gewachsen. Er muß 
so ausgebaut werden , daß Patienten 
schnellstens und auf kürzestem Wege ins 
nächste Krankenhaus gebracht werden 
können . Um den Rettungsdienst wirksam 
zu gestalten, ist eine zentrale Kranken­
hausbetten-Nachweisstelle einzurichten, 
und die Einführung des einheitlichen ko­
stenlosen Notrufsystems ist schneller vor­
anzutreiben . Eine ständige Aufgabe muß 
es sein, den Unfallgefahren auf den Stra­
ßen und in den Betrieben durch geeignete 
Maßnahmen vorzubeugen. 

8.Dienst am 
Nächsten als 

l esellschaftliche 
ufgabe 

Es gehört zu den wirklichen Problemen 
unserer Zeit, daß die menschliche Fürsor­
ge in dem Maße abzunehmen droht, in 
dem sich die materiellen Verhältnisse ver­
bessern. Die Preise für persönliche Dienst­
leistungen steigen von Jahr zu Jahr. Sie 
können gerade von jenen nicht mehr be­
zah lt werden , die der Dienstleistung am 
meisten bedürfen : von den Pflegebedürf­
tigen, den Alten und den jungen, kinder­
reichen Familien. Darüber hinaus ist 
menschliche Fürsorge grundsätzlich nicht 

für Geld zu kaufen. Sie verlangt das per­
sönliche Engagement, die Bereitschaft zu 
dienen, die Nächstenliebe. 

Die CDU appelliert an alle Bürger, insbe­
sondere an die Jugend, sich ihrer Ver­
antwortung für die ihnen jeweils nächsten 
Alten , Kranken, Hilfsbedürftigen und Ein­
samen bewußt zu werden . Die Bereitschaft 
zum sozia len Dienst ist sittliche Pflicht je­
des einzelnen , zugleich aber auch Aufgabe 
der Gesellschaft insgesamt. 
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Entscheidend für die Bewältigung dieser 
Aufgabe ist die Bereitschaft vieler Men­
schen zur freiwilligen und zum Teil auch 
unentgeltlichen oder beschränkt entgelt­
lichen Dienstleistung. Die bereits vorhan­
denen Einrichtungen von Verbänden , Kir­
chen und Stiftungen sollen finanziell ge­
stärkt werden. Die CDU sieht in dieser 
Förderung die Verwirklichung ihres Grund­
satzes, Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. Soll­
te sich herausstellen, daß diese freiwillige 
Bereitschaft nicht ausreicht, so wird die 
Frage der Einführung eines obligatorischen 
Dienstjahres für junge Mädchen und, als 
Ersatzdienst für den Militärdienst mit glei­
cher Dauer wie dieser, für junge Männer 
unabweislich . 

Die CDU in Niedersachsen wird 

• durch gezielte Aufklärung über die 
menschliche Notlage vieler unserer Mitbür­
ger und die Möglichkeiten tätiger Hilfe die 
Bereitschaft zur Dienstleistung fördern ; 

• die organisatorischen Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme und Ausübung 
solcher Dienstbereitschaft verbessern , u. a. 
durch die Anerkennung freiwilliger Dienst­
leistungen als Praktikum für soziale Berufe; 

• dafür Sorge tragen, daß in allen Räu­
men unseres Landes Sozialstationen ein­
gerichtet werden, die einen zuverlässig er­
reichbaren Hilfsdienst von Kranken-, Alten­
und Familienpflegern und -pflegerinnen an­
bieten. 

Behinderte, alte Menschen und soziale 
Randgruppen bedürfen der besonderen 
Aufmerksamkeit und Hilfe sowie der Soli­
darität. 

Die CDU wird insbesondere 

a) einen Altenplan ausarbeiten, der von 
dem Ziel bestimmt wird, den alten Men­
schen vor jeder Isolierung zu bewahren 
und ihm den Platz einzuräumen, den er 
verdient. Dieser Altenplan sieht im einzel­
nen vor : 

• eine verbesserte medizinische Betreu­
ung älterer Menschen durch Einrichtung 
geriatrischer Krankenhäuser bzw. Fachab­
teilungen in bestehenden Krankenhäusern ; 

• die Bereitstellung zusätzlicher Alten­
wohnheime, Altenpflegeheime und Alten­
wohnungen in Form von eingestreuten 
Wohnungen im Mietwohnungsbau oder von 
Einliegerwohnungen in Einfamilienhäusern ; 

• die Einrichtung weiterer mobiler Mahl­
zeitendienste , die warmes Essen zu er­
schwinglichen Preisen ins Haus liefern ; 

• die kostenlose Beratung älterer Men­
schen in rechtlichen und wirtschaftlichen 
Fragen (z. B. Pensions- und Rentenangele­
genheiten sowie mietrechtliche Fragen) ; 

• die regelmäßige Einladung zu kulturel­
len Veranstaltungen ; 

·• die finanzielle Unterstützung der freien 
Wohlfahrtsverbände, so daß diese die ih­
nen gestellten Aufgaben erfüllen können. 
b) alles in ihrer Macht Stehende tun, den 
Behinderten, deren Zahl stark gewachsen 
ist, die Eingliederung in Familie und Ge­
sellschaft zu erleichtern. Auch dies ist für 
uns eine Frage der Solidarität. Nur durch 
die tätige Mithilfe aller in Familie, Nach­
barschaft, Schule, Betrieb und Gemeinde 
kann hier wirksame Hilfestellung gegeben 
werden. Auch der staatliche Gesundheits­
dienst hat hier insbesondere durch Bera­
tung und Koordinierung eine wfchtige Auf­
gabe zu erfüllen. Die CDU fordert mit Vor­
rang Maßnahmen, die dazu führen , den 
Behinderten und . insbesondere auch die 
Schwerbehinderten in Familie und Beruf 
einzugliedern. Dazu müssen folgende Vor­
aussetzungen geschaffen werden : 
• Ausbau des Beratungsdienstes, 
• behindertengerechte Wohnungen, 

Sondertagesstätten, 
beschützende Werkstätten, 

• Ausschöpfung des Schwerbeschädigten­
rechts, 
• Ausbau mobiler Behandlungsdienste 
(Habilitation) . 
Die Familie mit Behinderten ist entspre­
chend zu unterstützen . 
c) dafür eintreten, daß bei dem Problem 
der Obdachlosen sozialplanerisches Han­
deln an die Stelle ordnungspolizeilichen 
Denkens tritt. 

Bei öffentlich geförderten Wohnungsbau­
programmen sind entsprechende Wohnun­
gen für Obdachlosenfamilien einzuplanen ; 
d) die schulische Betreuung der Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer sowie die 
Wohnverhältnisse der ausländischen Ar­
beitnehmer verbessern; 
e) sich für einen humanen Strafvollzug 
einsetzen. Dieser muß neben dem Schutz 
der Gesellschaft eine intensive Betreuung 
der Strafgefangenen zum Zwecke der Wie­
dereingliederung in die Gemeinschaft zum 
Inhalt haben. Deshalb fordert die CDU : 
• Vermehrung , verbesserte Besoldun~ 
und intensivere Ausbildung des Personals 
der Strafanstalten ; 
• die Einrichtung einer niedersächsischen 
Strafvollzugsakademie, die alle mit dem 
Strafvollzug befaßten Gruppen durchlaufen 
sollen ; 
• Verbesserung der Berufsausbildung der 
Strafgefangenen, die zu 80 % über keine 
Ausbildung verfügen, sowie ein größeres 
Angebot an Arbeitsmöglichkeiten . 
Eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe 
sieht die CDU auch in der Festigung der 
gleichberechtigten Stellung der Frau. 
Grundsatz bleibt, daß es jeder Frau frei­
gestellt bleibt, wo und auf welche Weise 
sie ihre Selbstverwirklichung findet. Diese 
freie Entscheidung setzt voraus, daß sie 
in der Lage ist, sich ohne soziale Benach­
teiligung der Familie ganz oder vorüber­
gehend ausschließlich der Familie und der 
Erziehung ihrer Kinder zu widmen. 

9.Bildung 
als Grundrecht 
Jeder Mensch hat Anspruch auf möglichst 
vollkommene Entfaltung seiner Kräfte und 
Anlagen. Staat und Gesellschaft haben 
Anspruch auf möglichst gut ausgebildete 
Absolventen der Bildungseinrichtungen. 
Jeder Mensch hat das Recht, in seiner 
Lernfähigkeit, seinem Lerninteresse und 
seinem Lernwillen optimal gefördert zu 
werden. Gleichrangig haben die Bildungs­
einrichtungen die Aufgabe, den Menschen 
in die Gesellschaft, ihre Einrichtungen und 
Institutionen einzuführen und ihn mit sei­
nen Aufgaben , Rechten und Pflichten ver­
traut zu machen sowie ihm den Weg zur 
Lösung gesellschaftlicher Konflikte zu wei­
sen. Bildung als Entwicklung der Fähig­
keiten des einzelnen und Hinführung zu 
verantwortlicher Selbstverwirklichung geht 
von den pädagogischen Erfordernissen 

und individuellen Bildungserwartungen aus. 
Sie soll den Menschen in die Lage verset­
zen , sein Leben sinnvoll zu gestalten und 
seinen sozialen Aufgaben und Verpflich­
tungen gewachsen zu sein. 
Die CDU geht bei ihrer Bildungspolitik von 
der Voraussetzung aus: 
• daß alle Menschen gleiche Rechte ha­
ben und die Bildung ein grundlegendes 
Bürgerrecht, aber auch ein den einzelnen 
sozial verpflichtendes Angebot ist ; 
• daß die Menschen nach Anlagen und 
Neigungen verschieden sind, und der Bil­
dungsvorgang dem Rechnung zu tragen 
hat ; 
·• daß die Menschen weder durch die Na­
tur noch durch die gesellschaftlichen Ver­
hältnisse völlig festgelegt sind , sondern 

ein bestimmtes Maß an Freiheit der Le­
bensgestaltung besitzen; 
• daß Leistung und die damit verbunde­
nen Erfolgserlebnisse zur Sinnerfüllung 
des Lebens gehören ; 

• daß eine Gesellschaft, die soziale Ver­
pflichtungen nicht mehr zu einer allgemein 
akzeptierten Selbstverständlichkeit macht, 
sich selbst aufgibt ; 

• daß in unserer technisierten Gesell­
schaft die Bewältigung der modernen Ar­
beitswelt neben einer hinreichenden Grund­
bildung auch den Erwerb hochentwickelter 

"J)pezialkenntnisse und -fähigkeiten erfor-
dert, die zwar gleichrangig sind, aber 
durchaus unterschiedliche Bildungsgänge 
zur Voraussetzung haben ; 

• daß in unserem Staat freie Menschen 
mit unterschiedlichen Grundauffassungen 
leben, was sich in einer pluralen Gesell­
schaftsstruktur und einem ihr entsprechen­
den Bildungswesen niederschlagen muß. 

A Vorschulische Erziehung 

Neben Elternhaus und Schule ist 
der Kindergarten ein eigenständi­
ger Erziehungsbereich, der nicht 
verschult werden darf 

Die CDU fordert daher: 

• den Elementarbereich nicht auf die 
Drei- bis Vierjährigen zu beschränken; 

• die Zahl der Kindergartenplätze zu ver­
mehren und gerechter zu verteilen ; 

• den Besuch der Kindergärten für Kinder 
<>inkommensschwacher Eltern kostenlos zu 

stallen ; 

• verstärkt den Kindergärten die Möglich­
keit zu geben, Vorschuleinrichtungen zu 
betreiben , wobei diese Vorschuleinrichtun­
gen finanziell so zu fördern sind, daß der 
Elternbeitrag abgebaut werden kann ; 

• bei Einführung der Vorschulpflicht die 
Möglichkeit zu schaffen, diese sowohl in 
Vorschulklassen wie auch in Vorschulein­
richtungen der Kindergärten zu absolvie­
ren ; 

• parallel zum Ausbau der Kindergärten 
die erforderlichen Fachkräfte heranzubil­
den (der zusätzliche Ausbau der betreffen­
den Ausbildungsstätten , Schulen und Hoch­
schulen, ist erforderlich) ; 

• die Arbeits- und Sozialbedingungen für 
das Personal im Kindergartenbereich zu 
verbessern ; 

• Möglichkeiten zum Berufsaufstieg für 
Kindergärtnerinnen und Kinderpflegerin­
nen durch entsprechende Angebote zur 
Weiterbildung zu schaffen ; 

• neue Erziehungsinhalte und -methoden 
für den Kindergartenbereich zu entwickeln , 
wobei auf die pädagogische Verzahnung 
zwischen Kindergarten und Schule geach­
tet werden muß. 

B Schulen 

a) Ein modernes Schulwesen muß 
unterschiedliche, aber gleich­
rangige Schullaufbahnen enthalten, 
die allen zugänglich sind 

Wir fordern daher: 

Aufhebung aller sozialen und regionalen 
Benachteiligungen Im Schulwesen. 

Wenn die Schullaufbahnen allen zugäng­
lich gemacht werden sollen, sind je nach 
Ausgangslage des Kindes besondere päd­
agogische und institutionelle Hilfen erfor­
derlich. Dazu gehört es, regional bedingte 
Bildungshemmnisse abzubauen und durch 
entsprechende Beratung und schulische 
Förderung milieubedingte Erziehungs­
schwierigkeiten zu mindern. 

Konkret bedeutet dies : 

• Einrichtung von pädagogisch leistungs­
fähigen und den regionalen Bedürfnissen 
angepaßten Schulen und Schulzentren, 

• ein nach allgemein gültigen Grundsät­
zen gerecht durchgeführter Lehrereinsatz, 

·• die volle Übernahme der Schülerfahr­
kosten aller Schularten (auch der privaten 
Ersatzschulen) durch das Land, 

• Einführung der Lernmittelfreiheit, 

·• Einrichtung von Ganztagsschulen oder 
Hausarbeitszirkeln, 

• Einsetzung von Schullaufbahnberatern 
und Schulpsychologen in Schulzentren. 

Die Schullaufbahnberatung muß über die 
Schulzeit hinaus angelegt sein. Hierzu ge­
hört die Einführung des Unterrichtsfaches 
Arbeitslehre (Berufskunde, Wirtschaftsleh­
re, technisches Werken, Hauswirtschafts­
lehre) mit verbindlichen Unterrichtszielen . 
Aufgabe dieses Faches soll die Einführung 
in die Arbeitswelt, die Vermittlung von Ein­
sichten in die wechselseitigen Abhängig­
keiten von Technik, Wirtschaft, Kultur und 
Politik und vor allem auch die Hinführung 
zu einer sinnvollen Berufswahl sein . Ziel 
vorberuflicher Bildung muß es sein, den 
Schüler vor Abschluß der Schulbildung ent­
scheidungsfähig für die Wahl eines Berufes 
zu machen. 

Sicherung eines differenzierten, 
aber gleichrangigen Unterrichts­
angebots 

Die individuelle Förderung verlangt unter­
schiedliche Schullaufbahnen mit unter­
schiedlichen Schwerpunkten und Anforde­
rungen sowie mit breiten Wahlmöglichkei­
ten . 

Nicht Einheitlichkeit der Schullaufbahnen 
und der Schulabschlüsse für unterschied­
liche Begabung und Interessenlage ist an­
gezeigt, sondern Gleichrangigkeit der un-
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terschiedlichen, dem einzelnen Schüler ge­
mäßen Angebote. Nur ein gegliedertes Sy­
stem von gleichrangigen, aber differenzier­
ten Schullaufbahnen, einschließlich der be­
ruflichen Bildungsgänge, leistet neben der 
Chancengerechtigkeit auch eine sinnvolle 
quantitative Steuerung des Bildungswe­
sens (z. B. Abbau des Numerus clausus) . 
Dies bedeutet folgende Gliederung des 
Schulwesens : 
leistungsfähige Grundschule mit kleinen 
Klassen, in denen die Bildungsarbeit der 
vorschulischen Erziehung sinnvoll fortge­
setzt wird. 

OrientierungsstUfe, die fähig ist, Neigun­
gen , Fähigkeiten und Leistungen der Schü­
ler offenzulegen, um eine qualifizierte 
Fremd- und Selbsteinschätzung im Hin­
blick auf ihre weitere Schullaufbahn zu er­
möglichen. Voraussetzung ist die Objekti­
vierung des schulischen Test- und Beurtei­
lungssystems. Niveaubezogen sollen mög­
lichst klare Ergebnisse im Hinblick auf die 
weitere Schul- und Berufslaufbahn erbracht 
werden. 

Sekundarberelch 1, der entsprechend den 
unterschiedlichen Begabungen und Nei­
gungen verschiedene Schullaufbahnen 
(Hauptschule, Realschule, Gymnasium) an­
bietet bei voller Anerkennung ihrer Gleich­
rangigkeit unter Einschluß aller sinnvoll zu 
realisierenden Formen der Kooperation 
und Durchlässigkeit. In dem Sekundarbe­
reich 1 unterrichten in allen Schularten 
gleich gut ausgebildete Lehrer. 

Sekundarbereich II, der entsprechend der 
Vereinbarung der Kultusminister über die 
Reform der gymnasialen Oberstufe umge­
staltet wird . Er wird geprägt von der Ko­
operation der verschiedenen Schularten, 
insbesondere auch der allgemeinbildenden 
Schulen mit den beruflichen Schulen. 

Verbesserung der Wahl- und Über­
gangsmöglichkeiten zwischen den 
einzelnen Schullaufbahnen 

Die geforderte Differenzierung und Indivi­
dualisierung der Schullaufbahnen muß 
durch Übergangsmöglichkeiten ergänzt 
werden , die die Korrektur einer einmal ge­
troffenen Schullaufbahnentscheidung er­
möglichen. Zu erreichen ist dies durch eine 
enge Zusammenarbeit der Schulen im Se­
kundarbereich 1. Diese Zusammenarbeit, 
die von den Lehrern aller Schularten zu 
leisten ist, sollte nicht im Rahmen von or­
ganisatorischen Mammutsystemen , son­
dern bei Bewahrung überschaubarer Bin­
nenstrukturen erfolgen, so daß soziale Bin­
dungen sowohl der Schüler untereinander 
als auch zwischen Schülern und Lehrern 
und nicht zuletzt innerhalb der Lehrerkol­
legien möglich bleiben. Nur so können we­
sentliche Voraussetzungen für die Erfül­
lung des Erziehungs- und Bildungsauftra­
ges der Schule erhalten werden. 
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Ausbau und Aufwertung der beruf­
lichen Ausbildung zu vollwertigen 
Bildungsgängen 

Die berufliche Bildung muß Teil eines um­
fassenden Gesamtbildungskonzeptes sein. 
Allgemeine und berufliche Bildung sind 
gleichrangig. 
Die berufliche Bildung ist von bildungs­
politischen und pädagogischen Zielsetzun­
gen her zu gestalten. Entgegenstehende 
betriebliche Interessen haben hinter diesen 
Zielsetzungen zurückzustehen. Der Praxis 
am Lernort Betrieb muß aber nach wie vor 
ein bedeutender Platz eingeräumt bleiben . 
Deshalb ist die CDU grundsätzlich für die 
Weiterentwicklung des dualen Systems in 
der beruflichen Ausbildung . Theorie und 
Praxis müssen jedoch besser verbunden 
werden . Die einzuleitenden Reformen dür­
fen nicht allein von dem Ziel bestimmt 
sein , ein berufliches Schulwesen zu schaf­
fen , das qualifizierte Arbeitskräfte heran­
bildet. vielmehr sollen den in der Berufs­
bildung stehenden jungen Menschen grö­
ßere Möglichkeiten persönlicher Entfaltung 
in Beruf und Gesellschaft und damit auch 
ein größerer Spielraum für ihre geistige 
und berufliche Mobilität erschlossen wer­
den . 

Konkret bedeutet dies : 

• Der schulische Anteil im dualen System 
muß verstärkt, die Bildungsgänge von 
Schule und Betrieb müssen besser aufein­
ander abgestimmt werden . 
Durch öffentliche Zuschüsse ist der Neubau 
von überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
in der Nähe beruflicher Schulen zu fördern . 

• Das Berufsgrundschuljahr ist einzufüh­
ren , der Blockunterricht da, wo er vom 
Ausbildungsgang her sinnvoll ist. 

• Inhaltlich gleichrangige „berufliche" Fä­
cher sind wie entsprechende „allgemeinbil ­
dende" Fächer zu werten und auf weiter­
führende Abschlüsse anzurechnen . 

• In der beruflichen Fachbildung ist nach 
Ausbildungszielen und -dauer zu differen­
zieren. Die Anforderungen in Fachtheorie 
und betrieblicher Praxis sind zu intensivie­
ren . 
Außerdem gehört zum Ausbau der beruf· 
liehen Bildung : 

• Verwirklichung der Chancengleichheit 
bei der Berufsausbildung der Frauen durch 
ein ausreichendes Angebot von Lehrberu­
fen für Mädchen in überbetrieblichen Aus­
bildungsstätten ; 

• Förderung der Jugendlichen ohne 
Hauptabschluß durch Kurse mit dem Ziel 
der Vermittlung in ein normales Ausbil­
dungsverhältnis ; 

• besondere Maßnahmen für die Berufs­
ausbildung ausländischer Jugendlicher ; 

• Betreuung behinderter Jugendlicher in 
anerkannten Ausbildungsberufen oder stu­
fenbezogenen Ausbildungsgängen ; 

• Förderung der Berufsausbildung in Er­
ziehungsheimen und in Strafvollzugsanstal­
ten mit dem Ziel der Wiedereingliederung 
der Jugendlichen in Gesellschaft und Ar­
beitswelt. 
In Zusammenarbeit zwischen den allge­
meinbildenden und berufsbildenden Schu­
len sowie den überbetrieblichen Ausbil­
dungsstätten hat eine Abstimmung der Bil­
dungsgänge zu erfolgen. Jede sinnvolle 
Kooperation zwischen beruflichen und all ­
gemeinbildenden Schulen ist zu unterstüt­
zen. 
Die Gleichrangigkeit der beruflichen Bil­
dung läßt sich nicht durch Integration in 
das allgemeinbildende Schulwesen errei­
chen . Das in sich differenzierte berufliche 
Schulwesen muß vielmehr bei notwendiger 
Kooperation und Durchlässigkeit zum übri­
gen Bildungswesen als solches aufgewer­
tet und profiliert werden , damit es eine 
attraktive Alternative zu anderen Bildungs­
gängen wird . 
Für den berufsbezogenen Weg muß die 
Durchlässigkeit zur Hochschule hin weiter 
ausgebaut werden . Sowohl für die Schüler 
der Berufsschulen als auch für den Aus­
zubildenden in den Betrieben muß nach 
qualifiziertem Abschluß der Eintritt in die 
12. Klasse der Fachoberschule offenstehen. 

b) Wir wollen ein Bildungssystem, 
das dem freiheitlichen, pluralisti­
schen Charakter unseres Staates 
Rechnung trägt, das grundgesetz­
lich verbürgte Recht der Eltern auf 
Erziehung ihrer Kinder respektiert 
und politischen Mißbrauch der 
staatlichen Bildungseinrichtungen 
ausschließt 

Wir fordern daher: 

• daß bei der Demokratisierung des Schul­
wesens sachgerecht vorgegangen wird ; 
• daß eine klare Bindung aller in den 
Schulen Tätigen an die Normen des Grund­
gesetzes gewährleistet ist ; 
·• positive Bekenntnisfreiheit in der 
Schule ; 
• Erziehung zur Toleranz ; 
• Erziehung zur Kritikfähigkeit nicht nur 
gegenüber überkommenen, sondern auch 
gegenüber neuen Ideen ; 
• die Gleichberechtigung der Schulen in 
freier Trägerschaft. 
Wir kämpfen : 
• gegen die Einengung der Entfaltungs­
möglichkeiten der Menschen und gegen 
Nivellierungstendenzen im Bildungswesen ; 

• gegen die Unterwerfung des Schulwe­
sens unter einseitige parteipolitische Inter­
essen oder Ideologien und gegen die Um­
funktionierung des Unterrichts in einseitige 
parteipolitische oder ideologische Schu­
lung ; 

·• für die Beibehaltung der Verantwortung 
und Entscheidung des Parlaments bei 
wichtigen Veränderungen im Schulwesen ; 

• für die Sicherung des bestehenden El­
ternrechts. 

c) Wir wollen ein Bildungssystem, 
das einer organischen Weiter­
entwicklung verpflichtet ist, auf den 
neuesten gesicherten wissenschaft­
lichen Erkenntnissen basiert und 
die Chancengleichheit sichert { 

Wir fordern daher : 

.• eine klar begrenzte Zahl von Schulver­
suchen zur Erprobung neuer Schul- und 
Unterrichtsformen ; die Schulversuche müs­
sen ergebnisoffen sein . 
Die CDU lehnt nicht grundsätzlich die Ge­
samtschule gleich welcher Form ab. Sie 
fordert jedoch die gründliche Erprobung 
solcher Schulformen. Verschiedene Mo­
delle müssen unter vergleichbaren Bedin­
gungen erprobt werden . Die Ergebnisse 
müssen auch mit den Ergebnissen weiter­
entwickelter herkömmlicher Schulformen 
verglichen werden . Die wissenschaftliche 
Begleitung solcher Schulformen ist sicher­
zustellen . Abgesehen von sinnvollen Inno­
vationen sollte über die allgemeine Ein­
führung neuer Schulformen erst dann ent­
schieden werden , wenn sie erprobt wor­
den sind und verwertbare Ergebnisse vor­
liegen ; 
• die fachwissenschaftliche Absicherung 
der Unterrichtsinhalte ; 

• die Erarbeitung von Lehr- und Unter­
richtsplänen (Curricula) , die in ihren ZiE 
setzungen und Inhalten nicht einseitiy 
ideologisch fixiert und frei von totalitären 
Doktrinen sind ; 

• die regelmäßige wissenschaftliche Fort­
bildung aller Lehrkräfte ; 

Wir kämpfen gegen : 

• die dogmatische Festlegung auf noch 
nicht hinreichend erprobte Schulformen ; 

• die Ausschaltung der Ergebnisse der 
fre ien Forschung im pädagogischen Be­
reich . 

d) Wir wollen eine realistische 
Schulpolitik. Die CDU tritt deshalb 
für eine Schulreform ein, die inner­
halb des bestehenden Systems 
ansetzt und in der Schulwirklich­
keit vollziehbar ist, die schrittweise 
erfolgt und die sich insbesondere 
der personellen Möglichkeiten und 
finanziellen Mittel versichert 

Wir fordern daher: 

• die schrittweise Weiterentwicklung des 
bestehenden Schulwesens ; 

• die Abstimmung zwischen Maßnahmen 
der Schulreform und den Möglichkeiten 
ihrer finanziellen Realisierung ; 

• eine bessere und alle Landesteile be­
rücksichtigende Versorgung mit Lehrern ; 

• die gründliche Vorbereitung der Lehr­
kräfte auf beabsichtigte und notwendige 
Veränderungen im Schulwesen ; 

• die Sicherstellung der Sachvorausset­
zungen vor zeitlicher Fixierung von grund­
legenden Veränderungen ; 

• eine bessere Betreuung der Kinder aus­
E ndischer Arbeitnehmer durch das deut­
„che Schulwesen unter Berücksichtigung 
ihrer kulturellen Besonderheiten. 
Wir kämpfen gegen: 

• die ständige Beunruhigung von Eltern, 
Lehrern und Schülern durch unrealistische 
Zielsetzungen ; 

• Veränderungen des Schulwesens, die 
weder sachlich noch personell noch wis­
senschaftlich abgesichert sind. 

C Außerschulische 
Jugendbildung 

Die CDU sieht die Jugendbildung als we­
sentliche Ergänzung der Schule an. Ju­
gendarbeit soll jungen Menschen Möglich­
Keiten zur Selbstbestimmung eröffnen. 
Alle Eigeninitiativen sind zu fördern , die in 
der Arbeit mit Gleichaltrigen, Jüngeren und 
in sozialen Einsätzen zu demoKratischen 
Verhaltensweisen führen. Die Aktivitäten 
der örtlichen Jugendhilfeträger müssen an­
geregt und gefördert werden . Für struktur-
~hwache Gebiete sind besondere Förde-
ngsprogramme aufzustellen. Jugend­

pläne der Kommunen, Kreise und Bezirke 
sind auf Landesebene zu koordinieren. 
Sowohl Freizeitzentren als auch Gruppen­
heime sind einzurichten. Jugendbildungs­
stätten aller Träger sind in gleicher Weise 
zu fördern. Jugendbildungsreferenten sind 
einzusetzen. 

Die CDU fordert, durch eindeutige Priori­
tätensetzung im Landesjugendplan die not­
wendigen Voraussetzungen zu schaffen. 
Durch ein Jugendbildungsgesetz, das die 
CDU vorgelegt hat, ist die Jugendbildung 
auf eine sichere rechtliche Grundlage zu 
stellen. Insbesondere ist der Umfang der 
vom Land für die Jugendbildun~sarbeit 
aufzubringenden Sach- und Personalko­
sten zu regeln . 

D Hochschulen 
Reformen an den Hochschulen sind not­
wendig. Ziel der Reformen muß es sein, 
eine Hochschule zu schaffen, die unter den 
gewandelten Bedingungen unserer Zeit 
ihrer Aufgabe gerecht werden kann. Die 
Hochschule hat die Aufgabe, berufsqualifi­
zierende Ausbildung und Fortbildung zu 

gewährleisten, Bildung durch wissenschaft­
liche Arbeit anzubieten und den wissen­
schaftlichen Fortschritt durch Forschung 
voranzutreiben. Eine leistungsfähige Hoch­
schule verlangt zur Erfüllung ihrer Aufga­
ben die Freiheit des Wissenschaftlers 
ebenso wie die Selbstverantwortlichkeit der 
Hochschule in allen Fragen der Wissen­
schaft ; sie entwickelt die Fähigkeit zu kri­
tischer Reflexion und gesellschaftlicher 
Verantwortung. 

Der Staat hat bei seiner Hochschulgesetz­
gebung die Organisation der Entschei­
dungsfindung im Selbstverwaltungsbereich 
so vorzunehmen , daß sich Forschung und 
Lehre frei entfalten können . 

Die Reformen dürfen nicht jene Kräfte be­
günstigen, die die Einrichtungen der Hoch­
schule für ihre radikalen politischen Ziele 
mißbrauchen wollen. Die Angehörigen der 
Hochschule, einerlei ob Hochschullehrer, 
Assistenten oder Studenten dürfen nicht in 
die Zwangslange gebracht werden , sich die 
Voraussetzungen für ihre Arbeit ständig 
gegen Störmanöver radikaler Minderheiten 
erkämpfen zu müssen. 

Der Staat darf den Krisenerscheinungen 
an unseren Hochschulen nicht unter Hin­
weis auf eine überdehnte Hochschulauto­
nomie tatenlos zusehen. Er hat die Pflicht, 
die Einrichtungen der Hochschule vor Miß­
brauch zu schützen, physischen und psy­
chischen Druck von Hochschulangehörigen 
abzuwenden und die Wahrnehmung der 
staatsbürgerlichen Rechte und Freiheiten 
im Bereich der Hochschule für jeden ohne 
Einschränkung sicherzustellen. 

Im einzelnen fordert die CDU : 

• Abbau des Numerus clausus und ge­
rechtere Zulassungsbedingungen zu den 
Hochschulen. Der Numerus clausus stellt 
auf die Dauer keine geeignete bildungs­
politische Lösung dar. Wo immer sich der 
Numerus clausus durch den Ausbau von 
Hochschulen vermeiden läßt, müssen alle 
Bemühungen daran gesetzt werden , ihn 
abzuwenden, ohne dadurch den Lehr- und 
Forschungsbetrieb zu beeinträchtigen. 

• Entwicklung von attraktiven Berufslauf­
bahnen als Alternative zu Studien für junge 
Menschen mit qualifizierten Schulabschlüs­
sen. Dafür ist der Ausbau des beruflichen 
Schulwesens erforderlich. Die CDU fordert 
auch in Niedersachsen eine Berufsakade­
mie nach dem Vorbild Baden-Württem­
bergs zu errichten. Außerdem sind die Ein­
stellungsvoraussetzungen für den Staats­
dienst und alle Normen, die die Ausübung 
bestimmter Tätigkeiten Hochschulabsolven­
ten vorbehalten, zu überprüfen. 

• Studienberatung für alle Schüler des 
Sekundarbereichs II bereits in den letzten 
Klassen , um die Berufsfindung und die Be­
urteilung der Berufsaussichten zu erleich­
tern . 

• Gründung einer Fernsehuniversität, um 
mit den technischen Mitteln des Fernse-
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hens ein Fernstudium (insbesondere in 
den Numerus-clausus-Fächern) zu ermög­
lichen, mit dem Ziel, durch die Verbin­
dung von Fernstudium und Kursprogramm 
an den Hochschulen der Bundesrepublik 
die Studiensemester bis zum Schluß des 
Vorexamens auf diesem Wege zu ermög­
lichen. Hierbei sollen alle in- und auslän­
dischen Erkenntnisse und Ergebnisse aus­
gewertet und angewandt werden. 

• Durchführung der Studienreform ohne 
Verschulung der Hochschulen . Studienre­
form bedeutet: präzise Eingrenzung und 
Beschreibung des Studienweges im Hin­
blick auf den späteren Beruf, Befreiung 
von allem unnötigen Studienballast (Ent­
lastung der Lehrpläne), geregelter Studien­
ablauf mit Leistungskontrollen, Entwicklung 
von praxisbezogenen Studiengängen in 
Verbindung mit der Weiterentwicklung der 
Fachhochschulen und von Aufbaustudien 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs. 

• Schaffung eines Instrumentariums. das 
eine Koordination der verschiedenen Stu­
diengänge im gesamten Hochschulbereich 
in die Wege leitet. Mit diesem Ziel unter­
stützt die CDU die Entwicklung von koope­
rativen Gesamthochschulen, damit Studien­
teile baukastenähnlich für ein Studium 
ohne Zeitverlust zusammengestellt werden 
können. 

Eine über diese Maßnahmen hinausge­
hende Integration ist schon allein im Inter­
esse überschaubarer Hochschulgrößen wie 
auch wegen der speziellen Probleme eines 
Flächenlandes nicht erstrebenswert. Bei 
Neugründungen können auch Gesamthoch­
schulen in integrierter Form erprobt wer­
den. 

• Ausbau der Fachhochschulen als eigen­
ständige Teile kooperativer Gesamthoch­
schulen. Die Fachhochschulen müssen in 
den Stand versetzt werden , ihren spezifi­
schen Beitrag zu leisten. Die praxisbezo­
genen Kurzstudiengänge müssen erhalten 
bleiben. Durch eine Änderung der Ein­
gangsvoraussetzungen muß den Absolven­
ten der Fachhochschulen unter bestimmten 
Voraussetzungen der Zugang zum höheren 
Dienst ohne Zusatzstudium ermöglicht wer­
den. 

• Einordnung der Hochschulplanung in 
die allgemeine Landesentwicklung. Regio­
nen mit wenigen oder gar keinen Hoch­
schuleinrichtungen sind bevorzugt mit 
neuen Einrichtungen zu versehen. 

• Reform der Lehrkörperstruktur an den 
Hochschulen derart, daß eine homogene 
Gruppe von Hochschullehrern entsteht. Da­
neben ist die Gruppe der Beamten und An­
gestellten im wissenschaftlichen Dienst 
vorzusehen. Hochschullehrer werden beru­
fen . Sie müssen sich durch hervorragende 
wissenschaftliche oder praktische Leistun­
gen ausgewiesen haben. Die Hochschul­
lehrer, Beamte auf Lebenszeit, werden für 
ständige Aufgaben der Forschung und 
Lehre an den Hochschulen bestellt. 
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In diese korporationsrechtlich gleichge­
stellte Gruppe werden alle die überführt, 
die nach Funktion und Qualifikation als 
Hochschullehrer tätig sind. Wichtig ist hier­
bei , daß nicht nur die korporationsrecht­
lichen, sondern auch die besoldungsmäßi­
gen Konsequenzen gezogen werden, d. h. 
es müssen in ausreichender Zahl Stellen 
zur Verfügung gestellt werden. 

• Der auf diese Weise neu formierten 
Gruppe der Hochschullehrer ist in allen 
Selbstverwaltungsorganen bei Entschei­
dungen über Forschung, Lehre und Beru­
fung die Mehrheit der Stimmen zu sichern. 
Der nach Funktion, Qualifikation und Dauer 
ihres Engagements die Hochschule ent­
scheidend tragenden Gruppe der Hoch­
schullehrer muß dieser Einfluß gewährt 
werden . 
Im übrigen muß die Zusammensetzung der 
Selbstverwaltungsorgane an der wissen­
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Hoch­
schule orientiert und darauf angelegt sein, 
im Willensbildungsprozeß möglichst voll­
ständig alle Aspekte und Argumente der 
jeweils von der Entscheidung betroffenen 
Hochschulmitglieder zur Geltung zu brin­
gen. Eine Organisation ist nur funktions­
gerecht, wenn Rationalität und Kontinuität 
der Entscheidungen gegeben ist. Dem ent­
spricht die Forderung nach längerfristiger 
Mitgliedschaft von Hochschulmitgliedern in 
den Selbstverwaltungsorganen. Pauschale 
Paritäten für alle Organe und Kommissio­
nen sind nicht zu vereinbaren mit einer 
funktionsgerechten Organisation. Die Zu­
sammensetzung der Gremien muß diffe­
renziert nach Aufgaben und Entschei­
dungsgegenständen geregelt werden. Ins­
besondere muß in den Zentralorganen eine 
ausreichende Fachrepräsentanz gewährlei­
stet sein. 

• Verbesserung der Bedingungen für eine 
leistungsfähige Forschung an den Hoch­
schulen. Eine einseitige Ausrichtung des 
personellen Ausbaus der Hochschulen an 
den Bedürfnissen der Lehre, insbesondere 
in den Massenfächern ist zu vermeiden. 
Dazu gehört auch, daß neue Formen der 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen und 
privaten Trägern der Forschungseinrichtun­
gen entwickelt werden . 

E Weiterbildung 
Der Bereich der Weiterbildung gewinnt we­
gen der ständigen Veränderung in unserer 
durch Wissenschaft und Technik bestimm­
ten Welt zunehmend an Bedeutung und 
muß zu einem weiteren Hauptbereich des 
Bildungswesens ausgebaut werden . 
Die Weiterbildung soll u. a. dafür Sorge 
tragen, daß Erwachsene schulische und 
berufliche Qualifikationen nachholen kön­
nen. Dadurch trägt sie zur Verbesserung 
der Lebens- und Berufschancen bei. Der 
vorschulische und schulische Bereich kön­
nen ihre Aufgaben nur lösen, wenn die 

Weiterbildung für das Elternhaus und die 
Öffentlichkeit ständige Orientierungshilfe 
leistet. 
Das System der Weiterbildung ist mit den 
Bereichen Schule und Hochschule eng zu 
verzahnen. Eine Verschulung der Weiter­
bildung muß allerdings verhindert werden. 
Die CDU tritt für ein vielfältiges Weiterbil­
dungsangebot durch die verschiedensten 
Träger ein . Sie wendet sich gegen jede 
Monopolisierung der Weiterbildung, d. h. 
die Übertragung der Weiterbildung auf nur 
einen Träger, etwa den Staat oder die 
Kommunen. 
Erst die Möglichkeit, unter verschiedenen 
Bildungsangeboten verschiedener Bil­
dungsträger auszuwählen, gibt dem er­
wachsenen Bürger den notwendigen Frei­
heitsraum. Das Angebot der Weiterbildung 
muß so angelegt sein, daß es allen Bil­
dungswilligen zu mehr Selbstverwirkli­
chung verhilft. 
Der im Interesse aller Bürger notwendige 
Ausbau des Weiterbildungssystems macht 
die Kooperation des Staates mit allen Trä­
gern und Einrichtungen notwendig und 
rechtfertigt eine Verstärkung der staatli­
chen Förderung. 
Die Kommunen sollten vorhandene Wei­
terbildungseinrichtungen fördern und nur 
da in eigener Trägerschaft gründen, wo 
kein flächendeckendes Angebot vorhanden 
ist. 
Die vom Staat geförderte Weiterbildung 
muß sich im Bereich der politischen Bil­
dung an den grundlegenden Wertentschei­
dungen unserer Verfassung orientieren. 
Aufgabe des Staates ist es, für die Trans­
parenz und die Vollständigkeit des Bil­
dungsangebotes zu sorgen. 
Eine finanzielle Förderung, die grundsätz­
lich den staatlichen und freien Trägern in 
gleicher Weise zu gewähren ist, sollte des­
halb an die Voraussetzungen geknüpft 
sein , daß die Träger bereit sind , 

• in den Kooperationsgremien der Wei­
terbildung mitzuarbeiten. Den Einrichtun­
gen muß dabei die Freiheit der Lehre ge­
währleistet bleiben; 

• an der Erstellung eines Gesamtver­
zeichnisses der Weiterbildungsmöglichkei­
ten auf lokaler und regionaler Ebene mit­
zuwirken; 
• regelmäßig Auskunft über ihr Bildungs­
angebot zu leisten. 
Die Zahl der hauptamtlichen Mitarbeiter 
im Bereich der Weiterbildung ist zu erhö­
hen, ihre Aus- und Fortbildung zu verbes­
sern. 
Ein gesetzlich geregelter Bildungsurlaub 
ist in regelmäßigen Zeitabständen für die 
Dauer von zwei Wochen zu gewähren. Der 
Bildungsurlaub dient der politischen, der 
allgemeinen und der berufsfördernden Bil­
dung. Danach ist im Rahmen der Erwach­
senenbildung ein Bildungsurlaub für Haus­
frauen vorzusehen. 
Wo es erforderlich ist, sollten kooperativ 
betriebene Weiterbildungsberatungsstellen 
für Erwachsene eingerichtet werden. 

F Sport 
Die Förderung des Sports als eines Mittels 
der Steigerung der Leistungsfähigkeit, der 
Gesundheitsvorsorge, der Erholung und 
Freizeitgestaltung ist für die CDU eine 
wichtige Aufgabe. In kaum einem anderen 
Bereich kommt es zu so vielen Begegnun­
gen und Verbindungen von Menschen un­
terschiedlicher gesellschaftlicher Schichten 
wie im Sport. Der Sport trägt daher auch 
in besonderer Weise zur sozialen Integra­
tion bei. 
Die CDU fordert daher verstärkte Anstre 
gungen beim Bau von Sport-, Freizeit- una 
Erholungsanlagen als Voraussetzung für 
ein erweitertes und vielfältiges Sport- und 
Freizeitangebot für alle Bürger durch 

• Sicherung von erforderlichen Flächen 
in der Bauleitplanung der Städte und Ge­
meinden; 

• Berücksichtigung der Sportbedürf­
nisse der Allgemeinheit, insbesondere der 
Turn- und Sportvereine bei der Errichtung 
von Sportanlagen an Schulen; 

• Bereitstellung von wesentlich mehr Mit­
teln für den Sportstättenbau an Schulen 
sowie für den übrigen Sportstättenbau. 
Die Sportstätten haben gleichermaßen 
Schulen, Vereinen und nichtorganisierten 
Sportlern zur Verfügung zu stehen. 
An den Schulen ist mehr und besserer 
Sportunterricht zu erteilen, hierzu gehört: 

• Intensivierung des Sportunterrichts in 
der Grundschule; 

• Einführung und Sicherung des Sport­
unterrichts in den beruflichen Schulen; 

• Einführung und Sicherung der dritt, 
Sportstunde in allen Klassen der allge­
meinbildenden Schulen und Schulen mit 
Vollzeitunterricht; 

• fachgerechter Einsatz der Lehrer mit 
Sportausbildung und Schaffung ausrei­
chender Möglichkeiten für eine Weiterbil­
dung der Aushilfskräfte im Sport. 
Durch eine Verbesserung der Zusammen­
arbeit zwischen Schulen und Vereinen ist 
die Talentsuche und -förderung auf eine 
systematische Grundlage zu stellen. 
Die Sportvereine und Verbände, die wich­
tigsten Träger des Sports, haben infolge 
der ständig gestiegenen Mitgliederzahl die 
Grenzen ihrer Leistungsförderung erreicht. 
Die CDU hält eine dem Mitgliederzuwachs 
angepaßte Förderung der Sportorganisa­
tionen als Nahziel für dringend geboten. 
Konkret bedeutet dies: 

• mehr Mittel aus Sportwetten für die 
Sportorganisationen durch eine Änderung 
des Sportwettengesetzes; 

·• Erhöhung der Zuschüsse für Vereins­
sportlehrer, Trainer und Übungsleiter; 

• Zuschüsse für Verwaltungsstellen der 
Sportorganisationen entsprechend dem 
Umfang der Aufgaben. 


